
Zeitungen:Viernheimer Tageblatt  
  Südhessen Morgen 

Amt für Stadtentwicklung und Umweltplanung  
Viernheim, den 08.03.2017 

 

Bitte veröffentlichen am Samstag, dem 11.03.2017 

A m t l i c h e  B e k a n n t m a c h u n g  

Einladung zur Sitzung des Ausschusses Umwelt, Energie, Bauen 
(Stadtentwicklung, Agenda 21)  

Zur Sitzung des Ausschusses Umwelt, Energie, Bauen (Stadtentwicklung, Agenda 
21) am D i e n s t a g ,  dem 14.03.2017 um 19:00 Uhr im Ratssaal des Rathauses 
lade ich Sie herzlich ein. 

T A G E S O R D N U N G :  

1. Protokoll der letzten Sitzung 

2. Neuausrichtung der Abfallwirtschaft in Viernheim nach Betriebsaufgabe der Fa. 
Hofmann 
 
a) Beitritt der Stadt Viernheim in den Zweckverband Abfallwirtschaft Kreis Berg-
straße (ZAKB) 
b) Rückverlagerung des Kehrplans und der Sauberhaltung Viernheims auf den 
Stadtbetrieb Viernheim Dienstleistungen (SVD) 
c) Grundsatzbeschluss zur weiterhin kostenlosen Ausgabe von Laubsäcken an 
Bürger mit großen städtischen Bäumen vor ihrem Anwesen 
d) Grundsatzbeschluss zur Bezuschussung des Sozialcenters „Viernheimer Ta-
fel“ hinsichtlich der Abfallentsorgung 

3. Bebauungsplan Nr. 256 „Peter-Minnig-Straße“ 
1. Aufstellungsbeschluss 

4. Satzung über die Verlängerung der Veränderungssperre für den Geltungsbereich 
des sich in Aufstellung befindlichen Bebauungsplanes Nr. 231-10 „Hinter den 
Zäu-nen/ Heidelberger Str. Ost“ 

5. Bebauungsplan Nr. 240-6a „Viernheim Ost“ Änderung 
1. Abwägungsbeschluss 
2. Satzungsbeschluss 

6. Städtebauliche Sanierungsmaßnahme „Innenstadt Viernheim“ ab 1963/1972; 
Abschluss der Maßnahme, Abrechnung gegenüber dem Land. 
Vorlage der Abrechnung bei der WiBank und dem Land Hessen 

7. Verschiedenes 

 

Viernheim, den 08.03.2017 

Der Vorsitzende des Ausschusses  
Umwelt, Energie, Bauen 

gez.: Bastian Kempf 



1 

BauUm.Prot. Nr. 10/2017/ Sitzung vom 14.03.2017/  

Protokoll-Nr. 10/2017    Viernheim, 07.04.2017 
 

 
P R O T O K O L L  

 

Zu der auf D i e n s t a g , den 14.03.2017,  um 19:00 Uhr, im Ratssaal des Rathau-
ses anberaumten Sitzung des Ausschusses Umwelt, Energie, Bauen (Stadt-

entwicklung, Agenda 21) waren erschienen: 

 

VOM AUSSCHUSS UMWELT, ENERGIE, BAUEN  
(STADTENTWICKLUNG, AGENDA 21): 

CDU: Kempf, Bastian Stv.  Vorsitzender 
 Ringhof, Martin Stv.  
 Weiße, Tobias Stv. 
 Scheidel, Jörg Stv. 

SPD:  Forg, Klaudia Stve. 
  Hanf, Alicia Stve. für Häfele, Andreas 
  Schäfer, Daniel Stv. 

UBV: Benz, Walter Stv. 
  Nordmann, Rolf Stv. 
  Bleiholder, Rolf Stv. TOP 6 
  Bleiholder, Urte Stve. TOP 6 

GRÜNE: Klee, Wolfgang Stv. 

LINKE: Altinalan, Sebnem Tugce Stve. 
 

BERATENDE MITGLIEDER (§ 62 ABS. 4, S. 2 HGO): 

Jünemann, Ralf Stv. (FDP) 
Kempf, Ralf Stv. (WGV) 

VOM MAGISTRAT: 

Bolze, Jens   Erster Stadtrat 
Vanli, Hayrettin   Stadtrat 

VOM AUSLÄNDERBEIRAT 

Zaskoku, Alban 

Virga, Adriano 

VON DER VERWALTUNG: 

Ahrnt, Robert ASU/Ausschussbetreuer 

Wagner, Petra ASU 

Ewert, Frank ASU 

Schneider, Reiner BVLA 

Knapp, Werner BVLA 
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ALS SCHRIFTFÜHRER/IN: 

Faber, Jessica Verwaltungsangestellte 

VON DER PRESSE: 

Tageblatt 

Südhessen Morgen 

ZUHÖRER:  
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   Herr Hofmann, Joh. Franz Hofmann GmbH und Co. KG 
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 -  -  

T A G E S O R D N U N G : 

1.  Protokoll der letzten Sitzung 
2.  Neuausrichtung der Abfallwirtschaft in Viernheim nach Betriebsaufgabe der Fa. Hof-

mann 
 
a) Beitritt der Stadt Viernheim in den Zweckverband Abfallwirtschaft Kreis Bergstraße 
(ZAKB) 
b) Rückverlagerung des Kehrplans und der Sauberhaltung Viernheims auf den Stadt-
betrieb Viernheim Dienstleistungen (SVD) 
c) Grundsatzbeschluss zur weiterhin kostenlosen Ausgabe von Laubsäcken an Bürger 
mit großen städtischen Bäumen vor ihrem Anwesen 
d) Grundsatzbeschluss zur Bezuschussung des Sozialcenters „Viernheimer Tafel“ hin-
sichtlich der Abfallentsorgung 

3.  Bebauungsplan Nr. 256 „Peter-Minnig-Straße“ 
1. Aufstellungsbeschluss 

4.  Satzung über die Verlängerung der Veränderungssperre für den Geltungsbereich des 
sich in Aufstellung befindlichen Bebauungsplanes Nr. 231-10 „Hinter den Zäunen/ 
Heidelberger Str. Ost“ 

5.  Bebauungsplan Nr. 240-6a „Viernheim Ost“ Änderung 
1. Abwägungsbeschluss 
2. Satzungsbeschluss 

6.  Städtebauliche Sanierungsmaßnahme „Innenstadt Viernheim“ ab 1963/1972; 
Abschluss der Maßnahme, Abrechnung gegenüber dem Land. 
Vorlage der Abrechnung bei der WiBank und dem Land Hessen 

7.  Verschiedenes 

 -  -  

Der Ausschussvorsitzende Bastian Kempf eröffnet um 19:00 Uhr die Sitzung, begrüßt alle 
Anwesenden und stellt die form- und fristgerechte Einladung sowie die Beschlussfähigkeit 
des Ausschusses fest.  
 
Gegen die Tagesordnung werden keine Einwände erhoben bzw. Änderungen gewünscht. 
 

1. Protokoll der letzten Sitzung 

Gegen das Protokoll-Nr. 02/2017 (Sitzung vom 14.02.2017) werden keine Einwände 
erhoben. 

 

2. Neuausrichtung der Abfallwirtschaft in Viernheim nach Betriebsauf-
gabe der Fa. Hofmann 
a) Beitritt der Stadt Viernheim in den Zweckverband Abfallwirtschaft 
Kreis Bergstraße (ZAKB) 
b) Rückverlagerung des Kehrplans und der Sauberhaltung Viern-
heims auf den Stadtbetrieb Viernheim Dienstleistungen (SVD) 
c) Grundsatzbeschluss zur weiterhin kostenlosen Ausgabe von 
Laubsäcken an Bürger mit großen städtischen Bäumen vor ihrem 
Anwesen 
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d) Grundsatzbeschluss zur Bezuschussung des Sozialcenters 
„Viernheimer Tafel“ hinsichtlich der Abfallentsorgung 

Bezug: Vorlage des Bauverwaltungs- und Liegenschaftsamt  
 

Einleitung durch 1. Stadtrat Bolze. 
Herr Hofmann erklärt seine Beweggründe für die Firmenaufgabe. Stv. Benz hinter-
fragt das zukünftige Vorgehen bei wilden Müllablagerungen, das bisher durch die Fa. 
Hofmann abgedeckt wurde. 

 
1. Stadtrat Bolze erklärt, dass die Kosten künftig im städtischen Haushalt abgefangen 
werden müssen. Sie können zum Teil durch Mittel des schon vorhandenen Ansatzes 
Kehrplan abgedeckt werden. 

 
Stv. Jünemann fragt, ob eine Infoveranstaltung für alle Viernheimer Bürger geplant 
sei um über die Neuerungen aufzuklären. 1. Stadtrat Bolze bejaht dies. Von Seiten 
des ZAKB seien mehrere Infoabende geplant. 

 
Stve. Altinalan und Stv. Schäfer interessiert, ob die Angestellten der Fa. Hofmann ih-
re Betriebszugehörigkeitszeiten mit in den ZAKB nehmen werden. Dies sei in Hinblick 
auf Kündigungsfristen usw. entscheidend und könnte im Übernahmevertrag geregelt 
werden. Anm.: Mittlerweile liegt die Information seitens der Fa. Hofmann vor, dass die 
Betriebszugehörigkeiten, was Kündigungsfristen und Gehaltsfragen betrifft, voll ange-
rechnet werden. 
 

Beschluss: 

a) Der Ausschuss Umwelt, Energie, Bauen (Stadtentwicklung, Agenda 21) empfiehlt 
der Stadtverordneten-Versammlung, den Beitritt der Stadt Viernheim zum 
01.07.2018 in den Zweckverband Abfallwirtschaft Kreis Bergstraße (ZAKB) zu be-
schließen.  

b) Der Ausschuss Umwelt, Energie, Bauen (Stadtentwicklung, Agenda 21)  empfiehlt 
der Stadtverordneten-Versammlung, die Rückverlagerung des Kehrplans und der 
Sauberhaltung Viernheims an den Stadtbetrieb Viernheim Dienstleistungen (SVD) 
zu beschließen. Es wird angestrebt, das notwendige Personal und die Maschinen-
ausstattung von der Fa. Hofmann zu übernehmen. 

c) Der Ausschuss Umwelt, Energie, Bauen (Stadtentwicklung, Agenda 21) empfiehlt 
der Stadtverordneten-Versammlung den Grundsatzbeschluss zu fassen, auch wei-
terhin kostenlose Laubsäcke an Bürger mit großen städtischen Bäumen vor ihrem 
Anwesen auszugeben. Bei einem Beitritt in den ZAKB ergeben sich geschätzte 
10.500,00 € Kosten für den Ankauf der amtlichen Laubsäcke des ZAKB durch die 
Stadt Viernheim im städtischen Haushalt. 

d) Der Ausschuss Umwelt, Energie, Bauen (Stadtentwicklung, Agenda 21) empfiehlt 
der Stadtverordneten-Versammlung den Grundsatzbeschluss zu fassen, die 
„Viernheimer Tafel“ auch weiterhin bei der Entsorgung des dort anfallenden Mülls 
finanziell zu unterstützen. Die zur Zeit zu entsorgende  Müllmenge würde im ZAKB-
System Müllgebühren von rund 15.000,00 verursachen. Es ist eine Lösung unter 
Einbeziehung des Sozialcenters zu suchen. 

 

Abstimmung: 11 Ja-Stimme(n), 0 Gegenstimme(n), 0 Stimmenthaltung(en) 
(zum Zeitpunkt der Abstimmung waren 11 Ausschussmitglieder anwesend) 
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Auszug: Bauverwaltungs- und Liegenschaftsamt, Stadtwerke, Kämmereiamt, SVD 

 
 

3. Bebauungsplan Nr. 256 „Peter-Minnig-Straße“ 
1. Aufstellungsbeschluss 

Bezug: Vorlage des Amt für Stadtentwicklung und Umweltplanung  
 

Stve. Forg hinterfragt warum das Bebauungsplangebiet genau die städtische Grund-
stücksfläche beinhaltet und keine umliegenden Grundstücke mit überplant werden.  
1. Stadtrat Bolze erklärt, dass sich der Arbeitsauftrag lediglich auf das städtische 
Grundstücke bezogen habe, nur hier sei eine Nachverdichtung möglich bzw. beab-
sichtigt. 
Stv. Ringhof fragt, ob weitere Vorhaben dieser Art zu erwarten seien. 
1. Stadtrat Bolze berichtet von 5 weiteren Flächen, auf denen die Stadt möglicher-
weise mit eigenen Mitteln Wohnbebauung errichten wolle. 

 
Die CDU äußert Bedenken wenn die Stadt Viernheim als Bauherr auftreten sollte und 
hält einen Vorhabenträger für sinnvoller. Man schlägt vor den Beschluss zu schieben 
bis ein Konzept ausgearbeitet sei. 
 

Beschluss: 

Der Ausschuss für Umwelt, Energie und Bauen empfiehlt der Stadtverordneten-

Versammlung zu beschließen, den Bebauungsplan Nr. 256 „Peter-Minnig-Straße“ im 

beschleunigten Verfahren gem. §13a BauGB (Bebauungsplan der Innenentwicklung) 

aufzustellen. 
 

Das Planungsgebiet umfasst ca. 0,5 ha Fläche und wird begrenzt 
■ im Norden durch die rückwärtige Grundstücksgrenze der Flurstücke, Flur 18, 

Nr. 4/187 und 4/188 (In der Oberlück Hsnr. 20 und 18) 
■ im Westen durch die Peter-Minnig-Straße 
■ im Osten durch die rückwärtige Grenze der Grundstücke an der Kirschen-

straße 
■ im Süden durch die südliche Grenze des Flurstücks, Flur 18, Nr. 4/135 und 

die Wegeparzelle, Flur 18, Nr.4/190 welche als innere Erschließung in das 
Geviert führt. 

 Der räumliche Geltungsbereich des Bebauungsplanes Nr. 256 ist im beiliegenden 

Übersichtsplan (Anlage 1) dargestellt.  

Der vorläufige Geltungsbereich beinhaltet die Flurstücke in der Gemarkung Viernheim, 

Flur 18, Nr. 4/135, 4/136, 4/186 und 4/190 tlw. (Wegeparzelle). 

 

 Der Aufstellungsbeschluss ist gemäß § 2 Abs. 1 BauGB ortsüblich bekanntzumachen. 

 Nach § 13a Abs. 3 BauGB ist weiterhin ortsüblich bekanntzumachen, dass der Bebau-

ungsplan im beschleunigten Verfahren ohne Durchführung der Umweltprüfung nach § 2 

Abs. 4 BauGB aufgestellt werden soll. 

 

Abstimmung: 5 Ja-Stimme(n), 0 Gegenstimme(n), 6 Stimmenthaltung(en) 
(zum Zeitpunkt der Abstimmung waren 11 Ausschussmitglieder anwesend) 

Auszug: ASU, BVLA 
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4. Satzung über die Verlängerung der Veränderungssperre für den Gel-
tungsbereich des sich in Aufstellung befindlichen Bebauungsplanes 
Nr. 231-10 „Hinter den Zäunen/ Heidelberger Str. Ost“ 

Bezug: Vorlage des Amt für Stadtentwicklung und Umweltplanung  
 

Einleitung durch Frau Wagner (ASU). 
 

Beschluss: 

Der Ausschuss für Umwelt, Energie und Bauen empfiehlt der Stadtverordnetenver-
sammlung, die Satzung über die Verlängerung der Veränderungssperre für den Gel-
tungsbereich des sich in Aufstellung befindlichen Bebauungsplanes Nr. 231-10 „Hinter 
den Zäunen/ Heidelberger Straße Ost“ zu beschließen. 

Der Satzungstext ist öffentlich bekannt zu machen. 

Abstimmung: 11 Ja-Stimme(n), 0 Gegenstimme(n), 0 Stimmenthaltung(en) 
(zum Zeitpunkt der Abstimmung waren 11 Ausschussmitglieder anwesend) 

Auszug: ASU, BVLA 

 
 

5. Bebauungsplan Nr. 240-6a „Viernheim Ost“ Änderung 
1. Abwägungsbeschluss 
2. Satzungsbeschluss 

Bezug: Vorlage des Amt für Stadtentwicklung und Umweltplanung  
 

Die Stv. Nordmann und Weiße verlassen wegen Befangenheit den Sitzungssaal. 
 

Beschluss: 

1. Der Ausschuss für Umwelt, Energie und Bauen empfiehlt der Stadtverordnetenver-

sammlung, davon Kenntnis zu nehmen, dass aus der öffentlichen Auslegung sowie der 

Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange keine Anregungen 

eingebracht wurden und insoweit keine Beschlussfassung dazu erforderlich ist. 

2. Der Ausschuss für Umwelt, Energie und Bauen empfiehlt der Stadtverordnetenver-

sammlung, den vorliegenden Entwurf des Bebauungsplanes Nr. 240-6a „Viernheim 

Ost“ Änderung (Anlage 1) als Satzung zu beschließen und die Begründung hierzu zu 

billigen. 

 Der Satzungsbeschluss ist gem. § 10 Abs. 3 BauGB ortsüblich bekannt zu machen.  

Abstimmung: 9 Ja-Stimme(n), 0 Gegenstimme(n), 0 Stimmenthaltung(en) 
(zum Zeitpunkt der Abstimmung waren 9 Ausschussmitglieder anwesend) 

Auszug: ASU, BVLA 

 
 

6. Städtebauliche Sanierungsmaßnahme „Innenstadt Viernheim“ ab 
1963/1972; 
Abschluss der Maßnahme, Abrechnung gegenüber dem Land. 
Vorlage der Abrechnung bei der WiBank und dem Land Hessen 

Bezug: Vorlage des Amt für Stadtentwicklung und Umweltplanung  
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Die Stv. Nordmann, Kempf, Ringhof und Benz verlassen wegen Befangenheit den Sit-
zungssaal. Stv. R. Bleiholder und Stve. U. Bleiholder der UBV übernehmen für Stv. 
Nordmann und Stv. Benz. 

 

Auszug: ASU, Kämmereiamt, BVLA 

 

7. Verschiedenes 

1. Stadtrat Bolze informiert über den 3. Bauabschnitt der Fußgängerzone zum Bauab-
lauf und zur finanziellen Entwicklung.  

 
Die Baustelle wird ca. 6 – 8 Wochen länger andauern (Gründe sind Frost und Erweite-
rung des Planungsumgriffes durch Aufnahme des Rathausvorplatzes) 
 
An Baukostensteigerungen insgesamt  ist mit mind. zusätzlichen ca. 100.000 € zu rech-
nen. Bereinigt um die Kosten für die Zusatzflächen für den Rathausvorplatz liegt die 
Kostensteigerung jedoch  bei wenigen Prozent. In diesem Zusammenhang wird das 
Ausschreibungsergebnis zum Wasserspiel thematisiert. 

 
Stv. Jünemann kündigt an, dass die FDP den Rechtsanspruch zur Offenlage der 
Vergabeunterlagen nötigenfalls auf dem Rechtsweg durchsetzen werde. 

 
1. Stadtrat Bolze verdeutlicht, dass es nicht ungewöhnlich sei, dass das Ergebnis einer 
Vergabe über, unter oder gleich einer vorherigen Schätzung läge. Hier wirken sich 
Marktgeschehen, Konjunktur und Auftragsbücherlage bei den mitbietenden Unterneh-
men aus.  
Im Falle des 3. Bauabschnittes war es das Ziel, möglichst vielen Anbietern / Firmen die 
Chance zur Teilnahme am Bieterverfahren einzuräumen und damit die Auswahl für die 
ausschreibende Dienststelle zu erhöhen. 
Im Normalfall hätte es ein gemeinsames Angebot für beide „Gewerke“ gegeben und die 
Gesamtsumme für die ausgeschriebenen Produktbereiche Bauleistung und Wasser-
spiel hätten entschieden. Im gewählten Verfahren wurden für beide Leistungsinhalte 
Angebote abgegeben und das jeweils beste Ergebnis für die Bauleistung und das Was-
serspiel erhielt den Zuschlag. Er berichtet über eine Diskussion - die so in dieser Form 
auch im Magistrat geführt wurde - trotz des besten wirtschaftlichen Ergebnisses durch 
Beauftragung von zwei Unternehmen vielleicht doch nur einen Auftrag an einen Bieter 
zu vergeben, unter Akzeptanz eines dann gesteigerten Preises. 
Da der 3. Bauabschnitt insgesamt aber knapp kalkuliert ist, hat der Magistrat davon Ab-
stand genommen. Darüber hinaus hätte dies ggf. vergaberechtliche Konsequenzen 
nach sich gezogen. 

 
Die von Stv. Jünemann vorgetragene Einschätzung, dass die VOB lediglich eine DIN-
Vorschrift oder ähnliches sei, welche bestenfalls verwaltungsinternen Regelungscha-
rakter habe und damit nicht bindend sei im Verhältnis zwischen Stadtverwaltung und 
Stadtverordneten-Versammlung -woraus sich wiederum ein Auskunftsanspruch für die 
Stadtverordneten ergebe- wird von ihm nochmal dargelegt. 
Verwaltung und Magistrat teilen diese Einschätzung nicht, zumal das Gesetz gegen 
Wettbewerbsbeschränkungen vom 26.08.1998 in der Fassung vom 26.07.2016 (Bun-
desrecht) Berücksichtigung fände. 
Auf dieser bundesrechtlichen Ermächtigungsgrundlage wurden div. Verordnungen zur 
Modernisierung des Vergaberechtes erlassen und zwar 

tel:26081998
tel:26072016
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· die Vergaberechtsmodernisierungsverordnung vom 12.04.2016 
· die Verordnung über die Vergabe öffentlicher Aufträge vom 12.04.2016 
 
wobei diese Vorschriften die zwingende Anwendung der VOB qua bundesrechtlicher 
Regelung anordnen. 
Grundsätzlich gilt, dass bundegesetzliche Vorschriften (Gesetze oder Rechts-
verordnungen) im Range über dem Landes- oder Kommunalrecht stehen und dieses 
im Zweifel brechen, was im vorliegenden Fall jedoch nicht gegeben ist.  
Auch das Hess. Vergabe- und Tariftreuegesetz vom 01.03.2015, verbindlich geltend 
für Gemeinden und verbindlich geltend für die Vergabe öffentlicher Aufträge definiert 
allgemeine Grundsätze (Stichworte: Transparenz, Fairness, Unzulässigkeit von Bevor-
zugung ortsansässiger Unternehmen u. a.) wobei dies konkretisiert wird durch einen 
gemeinsamen (verbindlichen) Runderlass zum öffentlichen Auftragswesen (ab 
2007 ff immer wieder redigiert und neu gefasst) des Wirtschaftsministeriums Hessen 
und des Innenministeriums Hessen (letzteres zuständig für die Kommunalaufsicht). 
Dieser gemeinsame verbindliche Runderlass definiert und konkretisiert Vorschriften 
des Vergaberechtes bzw. des Haushaltsrechtes (LHO und Gemeindehaushaltsver-
ordnung) und gibt zwingend vor, dass die VOL, VOA, VOB als einheitliche Richtli-
nien zur Definierung der Vergabegrundsätze der LHO und der Gemeindehaus-
haltsverordnung verbindlich anzuwenden sind, 
Dies auch ganz konkret für den Abschnitt 1 der VOB (Allgemeines) und damit den 
streitgegenständlichen § 14 mit dem Thema der Geheimhaltungspflicht. 
Aus diesen dargestellten Gründen kann und darf weder ein Mitglied der Verwaltung, 
noch ein Mitglied des Magistrates zu Details aus dem Vergabeverfahren etwas verlaut-
baren.  

 
Selbstverständlich entspricht es dem Anspruchs- und Auskunftsersuchen der Stadtver-
ordneten-Versammlung (zur Wahrung ihrer Interessen), dass das Gesamtergebnis (in 
diesem Fall 1,745 Mio. Euro) nach Abschluss des Vergabeverfahrens mitgeteilt wird, 
was auch erfolgt ist. 
Abschließend formuliert 1. Stadtrat Bolze seine Irritation darüber, dass Mitglieder der 
Stadtverordneten-Versammlung ganz offensichtlich versuchen, die an den Dienst- bzw. 
Amtseid gebundenen Mandatsträger und Mitglieder des Magistrates zu einem erkenn-
bar rechtswidrigen Verhalten zu animieren.  
Er bittet – bei allem Verständnis für das Auskunftsbegehren - dies künftig zu unterlas-
sen.  

 

 
Stv. Scheidel fragt, ob bereits nach Alternativen zur Oberflächenreinigung des neuen 
Pflasters in der Fußgängerzone gesucht wurde. Vor allem der Rovigoplatz sollte nach 
Weihnachtsmarkt und Straßenfasching gereinigt werden. Außerdem merkt er an, dass 
seiner Meinung nach der neu verlegte Naturstein hinter dem ehemaligen Pfarrhaus/ 
Caritasheim verschiedene Farben aufweise. 

 
1. Stadtrat Bolze verspricht dieses Thema wieder aufzunehmen wenn der personale 
Engpass im ASU behoben sei.  

 
Herr Ewert (ASU) verweist darauf, dass es sich hier um einen Naturstein handle der 
farblich changiere und sich in seiner Wirkung deutlich vom passenden Betonstein un-
terscheide. Eine teils rötliche oder gelbliche Färbung sei durchaus typisch und auch 
der Ausschreibung entsprechend. Naturstein wechselt von Schnitt zu Schnitt Farbe 
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und „Muster“ obwohl er aus dem gleichen Steinbruch und dort aus der gleichen „Ecke“ 
stammt.  

 

 
Stv. Klee erkundigt sich nach der undichten Stelle im Dach der KiTa Gänseblümchen 
und ob diese nun behoben sei. 

 
Herr Schneider (BVLA) verneint dies, ein Büro sei jedoch bereits beauftragt da die 
Dachdämmung bereits durchnässt sei. 

 -  -  

ENDE DER SITZUNG: 20:50 Uhr 

 -  -  

 DER VORSITZENDE: DIE SCHRIFTFÜHRERIN: 
 
 gez.: K e m p f gez.: F a b e r 
 
 (Bastian Kempf) (Jessica Faber) 

 

F.d.R.d.A. 

 

Verwaltungsangestellte 



TOP:        Viernheim, den 06.02.2017 

Federführendes Amt 

60 Bauverwaltungs- und Liegenschaftsamt 

Aktenzeichen: 704-25 

Diktatzeichen: Kn. 

Drucksache: VL-12-2017/XVIII 1. Ergänzung 

Anlagen: 7 

Produkt/Kostenstelle:  

Stand der Haushaltsmittel:  

Benötigte Mittel:  

Protokollauszüge an: Bauverwaltungs- und Liegenschaftsamt, Stadtwerke, Käm-
mereiamt, SVD 

 
 Beratungsfolge Termin Bemerkungen 

Ausschuss Umwelt, Energie, 
Bauen (Stadtentwicklung, Agenda 
21) 

14.03.2017  

B e s c h l u s s v o r l a g e  

Neuausrichtung der Abfallwirtschaft in Viernheim nach Be-
triebsaufgabe der Fa. Hofmann 

 

a) Beitritt der Stadt Viernheim in den Zweckverband Abfallwirtschaft 
Kreis Bergstraße (ZAKB) 

b)  Rückverlagerung des Kehrplans und der Sauberhaltung Viern-
heims auf den Stadtbetrieb Viernheim Dienstleistungen (SVD) 

c) Grundsatzbeschluss zur weiterhin kostenlosen Ausgabe von 
Laubsäcken an Bürger mit großen städtischen Bäumen vor ihrem 
Anwesen 

d) Grundsatzbeschluss zur Bezuschussung des Sozialcenters 
„Viernheimer Tafel“ hinsichtlich der Abfallentsorgung 

 

 

 

Beschlussvorschlag: 

a) Der Ausschuss Umwelt, Energie, Bauen (Stadtentwicklung, Agenda 21) empfiehlt 
der Stadtverordneten-Versammlung, den Beitritt der Stadt Viernheim zum 
01.07.2018 in den Zweckverband Abfallwirtschaft Kreis Bergstraße (ZAKB) zu be-
schließen.  
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b) Der Ausschuss Umwelt, Energie, Bauen (Stadtentwicklung, Agenda 21)  empfiehlt 
der Stadtverordneten-Versammlung, die Rückverlagerung des Kehrplans und der 
Sauberhaltung Viernheims an den Stadtbetrieb Viernheim Dienstleistungen (SVD) 
zu beschließen. Es wird angestrebt, das notwendige Personal und die Maschinen-
ausstattung von der Fa. Hofmann zu übernehmen. 

c) Der Ausschuss Umwelt, Energie, Bauen (Stadtentwicklung, Agenda 21) empfiehlt 
der Stadtverordneten-Versammlung den Grundsatzbeschluss zu fassen, auch wei-
terhin kostenlose Laubsäcke an Bürger mit großen städtischen Bäumen vor ihrem 
Anwesen auszugeben. Bei einem Beitritt in den ZAKB ergeben sich geschätzte 
10.500,00 € Kosten für den Ankauf der amtlichen Laubsäcke des ZAKB durch die 
Stadt Viernheim im städtischen Haushalt. 

d) Der Ausschuss Umwelt, Energie, Bauen (Stadtentwicklung, Agenda 21) empfiehlt 
der Stadtverordneten-Versammlung den Grundsatzbeschluss zu fassen, die 
„Viernheimer Tafel“ auch weiterhin bei der Entsorgung des dort anfallenden Mülls 
finanziell zu unterstützen. Die zur Zeit zu entsorgende  Müllmenge würde im ZAKB-
System Müllgebühren von rund 15.000,00 verursachen. Es ist eine Lösung unter 
Einbeziehung des Sozialcenters zu suchen. 

 

 
 
 

Begründung (Sachverhalt, Erläuterung): 

Die Fa. Hofmann hat der Verwaltung mitgeteilt, dass sie beabsichtigt, zum 30.06.2018 ihre 
Gewerbetätigkeit aufzugeben und den Betrieb aufzulösen. 
 
Dies wird erhebliche Auswirkungen sowohl auf die Müllbeseitigung selbst wie auch auf 
den Stadtbetrieb Viernheim Dienstleistungen (SVD) haben. 
 
Momentan hat die Stadt Viernheim den Zweckverband Abfallwirtschaft Kreis Bergstraße 
(ZAKB) mit öffentlich-rechtlicher Vereinbarung schon formell mit der Müllabfuhr in Viern-
heim beauftragt. Der ZAKB hat die Fa. Hofmann weiterhin in Viernheim den Müll in seinem 
Auftrag einsammeln lassen. 
 
Nach Ausscheiden der Fa. Hofmann wird es auf 2 Möglichkeiten hinsichtlich der weiteren 
Verfahrensweise in Bezug auf die Müllabfuhr in Viernheim hinauslaufen. Entweder die 
Stadt lässt den ZAKB in Viernheim lediglich den Müll abfahren und betreibt ihr eigenes 
System mit eigener Müllgebührenerhebung weiter oder Viernheim tritt dann in den ZAKB 
ein und überlässt diesem die komplette Abfallbeseitigung mit seinem System der Gebüh-
renerhebung nach Häufigkeit der Inanspruchnahme der einzelnen Abfuhren. 
 
Es hat inzwischen einen Informationsaustausch zwischen der Verwaltung und dem ZAKB 
gegeben, um die neue Situation bzw. die Lösungsmöglichkeiten zu besprechen. 
 
In der Anlage 1 werden die Auswirkungen dieser beiden Varianten bezüglich der Abfall-
wirtschaft und der Sauberhaltung Viernheims verglichen und auf generelle Änderungen 
hingewiesen. Dieser 15-seitigen Anlage ist zu entnehmen, dass in sehr vielen Bereichen 
grundlegende Neuausrichtungen notwendig werden. 
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a) Beitritt in den Zweckverband Abfallwirtschaft Kreis Bergstraße (ZAKB) 
 
Nach Wertung dieser Varianten (Anlage 1) empfiehlt die Verwaltung der Stadtverordneten-
Versammlung den Beitritt in den Zweckverband Abfallwirtschaft Kreis Bergstraße (ZAKB) 
zum 01.07.2018 zu beschließen. 
 
Eine Umstellung auf eine möglichst verursachergerechte Gebühr nach Häufigkeit der Ab-
fuhren über alle Müllarten hinweg, die nach den Vorgaben des Kommunalen Abgabenge-
setzes (KAG) schon bei vielen Städten realisiert wurde, kann die Stadt Viernheim alleine 
nicht stemmen. Hierfür wären die Kopf- und Fixkosten (Versehen der Mülltonnen mit 
Transpondern, neue EDV-Systeme, erhöhter Abrechnungsaufwand) bezogen auf die an-
geschlossenen Bürger zu hoch. Dies geht nur mit einem Beitritt in den ZAKB. 
 
Im Falle eines Beitritts in den ZAKB werden dann Kosten im Randbereich der Abfallwirt-
schaft im städtischen Haushalt abzufangen sein. Dies wird die Größenordnung von kalku-
lierten 196.500,00 € pro Jahr haben (Anlage 2). Auch bei einem Nichtbeitritt fallen künftig 
zusätzliche Kosten von rund 40.000,00 € im städtischen Haushalt an.  
 
Die meisten Bürger werden laut Aussage des ZAKB um rund 30% niedrigere Müllgebüh-
ren haben (siehe Anlage 5), was bezogen auf ganz Viernheim rund 1.000.000,00 € weni-
ger ausmacht. Grund hierfür ist die im System des ZAKB mögliche deutliche Verringerung 
der Anzahl von Leerungen, sofern der Kunde dies wünscht. Die Erfahrungen aus den an-
deren bedienten Orten zeigen, dass der Kunde dieses Angebot (weniger Leerungen) an-
nimmt, dann sind diese Kosteneinsparung für den Kunden möglich.  
 
Das Gebührensystem des ZAKB ist im Detail der Anlage 7 (Gebührenordnung zur Abfall-
satzung des ZAKB) zu entnehmen. In § 4 sind die von den Bürgern zu zahlenden Gebüh-
ren aufgeführt. 
 
Selbst, wenn man an anderer Stelle Gebühren zum Ausgleich erhöhen muss, bleibt für die 
meisten Bürger unter dem Strich eine satte Kostenersparnis. Vereine und andere Instituti-
onen können aber nicht mehr auf eine kostenlose Müllentsorgung bei speziellen Anlässen 
zurückgreifen.  
 
 

Zusätzliche Kosten im städtischen Haushalt im Falle des Bei-
tritts in den ZAKB (Anlage 2) 

196.500,00 € 

Überschuss Ansatz Kehrplan (siehe Anlage 4) 121.000,00 € 

Zwischensumme: 75.500,00 € 

Kosten, die auch im Falle eines Nichtbeitritts im städtischen 
Haushalt anfallen 

40.000,00 € 

Summe bereinigte Mehrkosten im städtischen Haushalt im 
Falle des Beitritts in den ZAKB gegenüber einem Nichtbeitritt 

35.000,00 € 
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Bei Beitritt in den ZAKB entfallen für die Stadt die einmaligen Kosten für die Befestigung 
der Annahmeflächen des Wertstoffhofes (150.000,00 €). Dieser soll auf dem Gelände der 
ehemaligen Deponie – jetzt Kompostplatz/Kleinmüllsammelstelle - realisiert werden. 
 
 Des Weiteren haben die Bürger keine Kosten für den Austausch der 50-l-Tonnen 
(255.000,00 €). Der ZAKB als künftiger Müllsammler akzeptiert die Gefäße ohne Räder 
aus arbeitsschutzrechtlichen Belangen nicht mehr. Diese sollen gegen 60-l-Tonnen mit 
Rädern ausgetauscht werden. Dies ist unabhängig davon, ob Viernheim dem ZAKB beitritt 
oder nicht.  
 
Bezogen auf ganz Viernheim gibt der ZAKB der Stadt einen einmaligen Anreiz von rund 
405.000,00 € bei Beitritt in den Zweckverband.  
 
 
 

b) Rückverlagerung des Kehrplans und der Sauberhaltung Viernheims auf den 
Stadtbetrieb Viernheim Dienstleistungen (SVD) 

 
Die Fa. Hofmann reinigt im Auftrag der Stadt Viernheim die Flächen, zu deren Sauberhal-
tung die Stadt gemäß der städtischen Satzung über die Reinigung und Gefahrloshaltung 
der öffentlichen Straßen, Wege und Plätze verpflichtet ist, mit Kehrmaschinen und per 
Hand. Dies betrifft eine Vielzahl von Flächen um öffentliche Gebäude und Straßenberei-
che, bei denen eine Zuweisung der Reinigungspflicht an die Anwohner nicht möglich ist. 
So wird zum Beispiel die Fußgängerzone 3 mal pro Woche mit der Kehrmaschine gerei-
nigt. Die Papierkörbe werden in diesem Bereich werktags täglich geleert. Bei Bedarf wer-
den bei dieser Gelegenheit auch Verunreinigungen per Hand gereinigt bzw. entsorgt. 
Samstags wird nach Beendigung des Wochenmarktes dieser Bereich gereinigt. Der Rat-
hausparkplatz und der Parkplatz am Hallenbad wird 1 mal pro Woche mit der Kehrma-
schine gesäubert. Auch dort erfolgt werktags eine tägliche Kontrolle und Reinigung bei 
Bedarf durch Hand. Der Satonevriplatz wird mehrmals pro Woche gereinigt. Ebenso ande-
re Bereiche wie beispielsweise der Bürgerhausvorplatz, OEG-Bahnhof mit Pamina-Platz 
und der Spitalplatz. 
 
Viernheim verfügt über rund 360 Papierkörbe im öffentlichen Bereich. Diese werden je 
nach Bedarf ein oder mehrmals in der Woche geleert und deren Umfeld sauber gehalten 
und defekte Papierkörbe repariert oder ersetzt.  
 
Die Reinigung der rund 45 städtischen Spielplätze erfolgt wöchentlich und zusätzlich bei 
akutem Bedarf. Oft sind kurzfristige Sonderreinigungen notwendig, z.B. bei Verschmut-
zungen mit Glasscherben oder Einwegspritzen. 
 
Das Einsammeln wilder Müllablagerungen sowohl in Wald und Feld, als auch auf öffentli-
chen Flächen nimmt einen immer größer werdenden Zeitaufwand in Anspruch. 
 
Für die Erledigung dieser Aufgaben setzt die Fa. Hofmann 5 Mitarbeiter mit zwei großen 
und einer kleinen Kehrmaschine, ein Sonderfahrzeug für die Papierkorbtour und Sauber-
haltung der Spielplätze sowie einen Pick-up für die Beseitigung wilder Müllablagerungen 
ein. Auch die gegenseitige Urlaubs- und Krankheitsvertretung erfolgt über diesen Perso-
nal-Pool. 
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Diese Aufgaben müssten künftig wieder – wie vor der Verlagerung zum ortsansässigen 
Unternehmen Hofmann - durch den SVD erledigt werden.  
 
Erwähnen sollte man, dass die Fa. Hofmann in der Vergangenheit eine Gesamtverant-
wortlichkeit für die Sauberkeit Viernheims bei sich gesehen hat. Entsprechend flexibel und 
mit großem persönlichem Einsatz wurde hier agiert – teilweise auch außerhalb normaler 
Arbeitszeiten (z.B. Reinigung der Fußgängerzone am frühen Neujahrsmorgen – vor der 
ersten Messe, Innenstadtfest und Märkte am Wochenende – daraus resultierend Reini-
gungen am Samstag- und Sonntagmorgen). 
 
Momentan erhält die Fa. Hofmann rund 380.000 € jährlich für die Ausführung des Kehr-
plans. Mit diesem Budget müssten 5 Personen und die entsprechenden Kehrmaschinen 
beim SVD zu unterhalten sein . Diese decken dann sowohl die Leerung der Papierkörbe 
und Reinigung der Kinderspielplätze, den Kehrplan, sowie das Einsammeln wilder Müllab-
lagerungen ab (siehe Anlage 4). 
 
Es wäre anzustreben, die drei erfahrenen Fahrer der Kehrmaschinen, den Mitarbeiter für 
die Papierkorbtour sowie einen weiteren Mitarbeiter für die Beseitigung wilder Müllablage-
rungen und als Urlaubs- und Krankheitsvertretung von der Fa. Hofmann durch den SVD 
zu übernehmen. Diese verfügen über die entsprechenden Kenntnisse der sauber zu hal-
tenden Flächen und der Ablauforganisation und sind mit der Technik der Kehrmaschinen 
vertraut. 
 
Auch die Übernahme der beiden großen Kehrmaschinen, der kleinen Kehrmaschine, eines 
Pick-up, sowie des Kleintransporters der Fa. Hofmann durch den SVD wird angestrebt. 
 
 
 
 

c) Grundsatzbeschluss zur weiterhin kostenlosen Ausgabe von Laubsäcken an 
Bürger mit großen städtischen Bäumen vor ihrem Anwesen 

 

Die Verwaltung empfiehlt der Stadtverordneten-Versammlung, einen Grundsatzbeschluss 
zur weiterhin kostenlosen Ausgabe von Laubsäcken an Bürger mit großen städtischen 
Bäumen vor ihrem Anwesen zu fassen. 

Die kostenlose Abgabe von Laubsäcken an Bürger mit großen Straßenbäumen vor ihrem 
Anwesen, könnte bei einem Beitritt in den ZAKB nicht mehr über den Müllhaushalt abge-
wickelt werden. Die Materialkosten pro Laubsack von 0,50 € summieren sich zur Zeit bei 
rund 3.000 ausgegebenen Säcken pro Jahr auf insgesamt 1.500,00 €/a.  
Der ZAKB verlangt in seinem System für Biomüll separate Gebühren. Ein Laubsack kostet 
3,50 €. Dies würde Kosten von 10.500,00 € verursachen. Die Stadt müsste die notwendi-
gen Laubsäcke vom ZAKB erwerben und kostenlos an die berechtigten Bürger weiterge-
ben. 
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d) Grundsatzbeschluss zur Bezuschussung des Sozialcenters „Viernheimer Ta-
fel“ hinsichtlich der Abfallentsorgung 

 

Die Verwaltung empfiehlt der Stadtverordneten-Versammlung einen Grundsatzbeschluss 
zu fassen, die „Viernheimer Tafel“ auch weiterhin bei der Entsorgung des dort anfallenden 
Mülls finanziell zu unterstützen. 

 

Die Fa. Hofmann entsorgt das Sozialzentrum in Absprache mit der Stadt mehrmals in der 
Woche. 2 mal die Woche 6 Biotonnen, 2 mal wchtl. 6 Tonnen Restmüll und 1x wchtl. 6 
Tonnen Papier. 
 
Eigentlich wären Müllgebühren in der Größenordnung von rund 15.000 €/a hierfür zu zah-
len. Die Kosten trägt momentan die Allgemeinheit der Müllgebührenzahler. 
 
Es wird nicht möglich sein, diese Abfälle ohne Kostenverrechnung beim ZAKB abzugeben. 
Auch ist davon auszugehen, dass dieser nicht mehrmals die Woche diese Einrichtung an-
fahren wird. Dies ist unabhängig davon, ob die Stadt dem ZAKB beitritt oder nicht. 
 

Es muss eine neue Lösung unter Einbeziehung des Sozialzentrums gesucht werden. 

 
 

 

 

Der Magistrat hat sich in seiner Sitzung am 30.01.2017 mit dieser Vorlage befasst. Über 
das Ergebnis wird berichtet. 
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Bauverwaltungs- und 
Liegenschaftsamt 
 

Anlage 1 
 

 
Herr Knapp 

Telefon:        988-253 

Abfallwirtschaft 
 

 
Viernheim, den 04.01.2017 

 
 
 
 
 
 
 

Ausblick auf die Abfallwirtschaft nach Ausscheiden der Fa. Hofmann 
Vergleich Beitritt und Nichtbeitritt in den Zweckverband Abfallwirtschaft Kreis Bergstraße (ZAKB) 
 
 
 
 

 Beitritt in ZAKB Selbständige Organisation der Müllabfuhr mit 
eigener Gebührenerhebung 

   

Einsammeln von Rest- 
und Biomüll, Papier und 
Sperrmüll 
 
 
 
Gebühren 

Der ZAKB hat diese Aufgabe schon jetzt mit 
öffentlich-rechtlicher Vereinbarung durch die 
Stadt Viernheim übertragen bekommen. Er wird 
dann mit eigenen Fahrzeugen und Personal 
agieren.  
 
Gebührenerhebung nach Häufigkeit der 
Inanspruchnahme der Müllabfuhr für Haus- und 
Biomüll sowie Papier. 

Der ZAKB hat diese Aufgabe schon jetzt mit 
öffentlich-rechtlicher Vereinbarung durch die 
Stadt Viernheim übertragen bekommen. Er wird 
dann mit eigenen Fahrzeugen und Personal 
agieren. 
 
Das Gebührensystem bleibt so wie seither – 
Gebühr nach Größe der Restmülltonne. 
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Der ZAKB hat der Stadtverwaltung einen 
Gebühren- und Leistungsvergleich vorgelegt. 
Dieser ist als Anlage 5 beigefügt. Die 
Müllgebühren werden nach den Erfahrungen des 
ZAKB für die meisten Bürger um mindestens 30% 
sinken. 
Da sich der ZAKB nur auf das Kerngeschäft der 
Abfallwirtschaft konzentriert, werden einige Dinge 
künftig im städt. Haushalt aufzufangen sein. Dies 
muss dann durch Einsparungen und sonstige 
Erhöhungen von Abgaben kompensiert werden. 
 
 
 

Einsammeln wilder 
Müllablagerungen 
 
 
 
 
 
10.000,00 € 
Entsorgungskosten plus 
Personal 

Diese Aufgabe haben die Mitgliedsgemeinden 
des ZAKB selbst zu erbringen. Der ZAKB zahlt 
hierfür momentan keinen Ausgleich. 
Eine Änderung ist angedacht. Wann und in 
welcher Höhe dies geschieht, ist momentan noch 
nicht absehbar. 
 
Es ist vorgesehen, 5 Mitarbeiter von der Fa. 
Hofmann zum SVD zu verlagern. Diese sollen 
den Kehrplan , das Einsammeln wilder 
Müllablagerungen sowie die Leerung der 
Papierkörbe und die Reinigung der 
Kinderspielplätze abdecken. Hierfür stehen schon 
jetzt 380.000,00 € im städtischen Haushalt unter 
„Kehrplan“ zur Verfügung. 
 
 

Gleiche Bedingungen wie unter ZAKB. Hier muss 
in Zukunft der SVD agieren. 
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Die Fa. Hofmann reinigt im Auftrag der Stadt 
Viernheim die Flächen, zu deren Sauberhaltung 
die Stadt gemäß der städtischen Satzung über 
die Reinigung und Gefahrloshaltung der 
öffentlichen Straßen, Wege und Plätze 
verpflichtet ist, mit Kehrmaschinen und per Hand. 
Dies betrifft eine Vielzahl von Flächen um 
öffentliche Gebäude und Straßenbereiche, bei 
denen eine Zuweisung der Reinigungspflicht an 
die Anwohner nicht möglich ist. So wird zum 
Beispiel die Fußgängerzone 3 mal pro Woche mit 
der Kehrmaschine gereinigt. Die Papierkörbe 
werden in diesem Bereich werktags täglich 
geleert. Bei Bedarf werden bei dieser Gelegenheit 
auch Verunreinigungen per Hand gereinigt bzw. 
entsorgt. Samstag wird nach Beendigung des 
Wochenmarktes dieser Bereich gereinigt. Der 
Rathausparkplatz und der Parkplatz am 
Hallenbad wird 1 mal pro Woche mit der 
Kehrmaschine gesäubert. Auch dort erfolgt 
werktags eine tägliche Kontrolle und Reinigung 
bei Bedarf durch Hand. Der Satonevriplatz wird 
mehrmals pro Woche gereinigt. Ebenso andere 
Bereiche wie beispielsweise der 
Bürgerhausvorplatz, OEG-Bahnhof mit Pamina-
Platz und der Spitalplatz. 
 
Viernheim verfügt über rund 360 Papierkörbe im 
öffentlichen Bereich. Diese werden je nach Bedarf 
ein oder mehrmals in der Woche geleert und 
deren Umfeld sauber gehalten und defekte 
Papierkörbe repariert oder ersetzt.  
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Die Reinigung der rund 45 städtischen Spielplätze 
erfolgt wöchentlich und zusätzlich bei akutem 
Bedarf. Oft sind kurzfristige Sonderreinigungen 
notwendig, z.B. bei Verschmutzungen mit 
Glasscherben oder Einwegspritzen. 
 
Diese Aufgaben müssten künftig wieder – wie vor 
der Verlagerung zum ortsansässigen 
Unternehmen Hofmann - durch den SVD erledigt 
werden.  
 
Der Einsammeln wilder Müllablagerungen sowohl 
in Wald und Feld, als auch auf öffentlichen 
Flächen nimmt einen immer größer werdenden 
Zeitaufwand in Anspruch. 
 
 
Die Entsorgungskosten für den wilden Müll 
werden in etwa. 10.000,00 € betragen. 
 
 
Eventuell ist in Zukunft mit einem teilweisen 
Kostenersatz durch den ZAKB zu rechnen.  

Wertstoffhof 
Annahme von 
Leuchtstofflampen, 
Medikamenten, Geräte- 
und Altbatterien, Altöl, 
Korken, Altglas, 
Autoreifen, Feuerlöscher, 
etc. 

Dies wäre dann auch Angelegenheit des ZAKB. 
Er hat hierfür das Gelände der 
Deponie/Kompostplatz vorgesehen und der Stadt 
ein Konzept vorgelegt (siehe beiliegenden Plan – 
Anlage 6). Dies bietet sich deshalb an, da es 
Synergieeffekte mit dem Kompostplatz gibt. Es 
kann dann dort alles abgegeben werden, was 
seither bei der Fa. Hofmann möglich war – 

Auch im Falle eines Nichtbeitritts ist der ZAKB 
bereit, diese Tätigkeit zu übernehmen. Dann 
allerdings durch Beauftragung der Stadt gegen 
entsprechende Kosten.  
Die genauen Kosten kann der ZAKB nicht 
beziffern, da dies von der geforderten Leistung 
und den dort angelieferten Mengen abhängt. Die 
Stadt Lampertheim zahlt dem ZAKB jährlich rund 
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Notwendige 
Befestigungsmaßnahmen 
Kompostplatz/Wertstoffhof 

ergänzt um Bauschuttkleinmengen und gelbe 
Säcke. 
 
 
 
 
 
 
 
 
Eine weitere Fläche beim Kompostplatz muss mit 
einer gebundenen Asphaltfläche befestigt 
werden, um alle Wertstoffe annehmen und lagern 
zu können. Hierfür ist ein Aufwand von rund 
150.000 € notwendig. Im Falle eines Beitritts in 
den ZAKB würde dieser die Kosten übernehmen. 

150.000,00 € für den Betrieb des dortigen 
Wertstoffhofes inklusive Entsorgungskosten. Dies 
ist in etwa auch die Summe, die die Stadt 
Viernheim insgesamt für den Betrieb des 
Wertstoffhofes bei der Fa. Hofmann und der 
Kleinmüllsammelstelle auf dem Deponiegelände 
inklusive Entsorgungskosten ausgibt. 
 
 
 
Die Befestigungskosten muss dann die Stadt 
Viernheim tragen. 
 

Sondermüllsammlung 
 

Der ZAKB wird wie in den anderen Städten 2 mal 
im Jahr ein mobiles Sammelfahrzeug an 
verschiedenen Stellen im Stadtgebiet einsetzen. 

Auch im Falle des Nichtbeitritts wird die Stadt die 
Sondermüllsammlung an den Kreis und damit an 
den ZAKB zurückgeben. Dieser wird dann mit der 
mobilen Sammlung agieren. 

Sammelstelle für 
Elektroaltgeräte 

Wäre Sache des ZAKB zusammen mit 
Wertstoffhof. 

Beauftragung des ZAKB gegen Entgelt in 
Zusammenhang mit Wertstoffhof. 

Sammelstelle für Styropor Gibt es im ZAKB-System nicht mehr. Es wird auf 
die gelben Säcke verwiesen. 

Sollte man dann auch so halten wie ZAKB.  

50-l-Restmülltonnen 
(z.Zt. 5.100 Stück) 

Im ZAKB-System gibt es die 50-l-Tonne nicht, 
sondern eine 60-l-Tonne mit Zwischenboden und 
Rollen. Diese müssten ausgetauscht werden – 
auf Kosten des ZAKB. 
 
Auf ganz Viernheim bezogen sind dies Kosten 
von rund 255.000 €. 

Der ZAKB  ist nicht bereit, die 50-l-Tonnen in 
Viernheim weiterhin zu akzeptieren, da diese von 
Hand transportiert und in die Schüttung des 
Müllfahrzeuges eingefüllt werden müssen. 
Die betroffenen Bürger müssten auf eigene 
Kosten die Tonnen tauschen, da der Bürger im 
Besitz der Restmülltonne ist. Eine 60-l-Tonne 
wird rund 50,00 € kosten. 
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Restmüll, Bio- und 
Papiertonnen 

Bei Beitritt in den ZAKB sind diese mit 
Transpondern zur EDV-Erfassung der Häufigkeit 
der Abfuhren zu versehen. Die Kosten muss der 
ZAKB tragen. Die Umstellung wird insgesamt 
schwierig, da unser derzeitiges System kaum 
kompatibel mit dem des ZAKB ist. ZAKB, Stadt 
und Hausbesitzer sollten einen Zeitraum von 
einem Jahr ab Beitrittsbeschlussfassung für die 
Umstellungen zur Verfügung haben. Die 
unterschiedlichen EDV-Systeme müssen 
abgeglichen und vor allen Dingen müssen die 
Biotonnen mit verantwortlichen Gebührenzahlern 
erfasst werden. Hier ist ein intensiver Austausch 
mit den Grundstücksbesitzern notwendig. 

Keine Notwendigkeiten. 

Ablösung der Bio- und 
Papiertonnen von der Fa. 
Hofmann 
Ca. 20.000 Tonnen x 5,00 
€ = 100.000,00 € vorläufig 
geschätzt 

Die Bio- und Papiertonnen sind von der Fa. 
Hofmann durch die Stadt Viernheim gemietet incl. 
Wartungs- und Austauschdienst. 
 
Diese wären vom ZAKB abzulösen, sofern er 
diese überhaupt benötigt. Dies ist zwischen ZAKB 
und der Fa. Hofmann abzuklären. 

Kauf, Bevorratung und Verkauf neuer 
Restmüllgefäße an den einzelnen Bürger durch 
SVD oder Stadtwerke notwendig. 
Hierfür ist Personal und Lagerfläche nötig. 
 
Auch der ZAKB würde gegen Entgelt die 
Gefäßgestellung für Biomüll und Papier anbieten. 
Er verlangt dann pro 80/120-Tonne 45 Cent, pro 
240-l-Tonne 55 Cent brutto pro Monat. Dies 
entspricht auch dem Entgelt, das die Stadt 
Viernheim zur Zeit der Fa. Hofmann für die Miete 
der Bio- und Papiertonnen zahlt. 

Verkauf von amtlichen 
Müllsäcken 

Seither über Fa. Hofmann im Auftrag der Stadt. 
Künftig über Stadt im Auftrag des ZAKB. 
5,00 € Restmüllsack, Bioabfall 3,50 € im ZAKB-
System. 

Künftig über Verwaltung oder Stadtwerke.  

Abfallberatung Die Fa. Hofmann hat auch zu einem nicht Die Abfallberatung würde dann einen höheren 
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unerheblichen Teil die Abfallberatung neben dem 
Sachbearbeiter der Stadt übernommen. Dies 
müsste künftig über den ZAKB erfolgen.  

Personalkostenanteil oder sogar eine 
Personalaufstockung bei der Stadt verursachen. 
Zwei Personen bei der Fa. Hofmann haben 
diesen Service bisher jeweils zum Teil neben 
dem städtischen Sachbearbeiter übernommen. 

Reinigung der 
Altglascontainerstandorte 

Seither werden diese für rund 25.000,00 €/a von 
der Fa. Hofmann sauber gehalten. Diese sind 
dann vom SVD zu reinigen. 

Reinigung durch SVD. 

Umgang mit 
Vereinsfesten, 
Veranstaltungen der Stadt 

Die Fa. Hofmann stellt bei Schulveranstaltungen, 
Vereinsfesten, Flohmärkten, Innenstadtfest, 
Kirchweih, Weihnachtsmarkt, Jahrgänge die 
Mülltonnen und entsorgt den daraus 
resultierenden Müll ohne direkte Kosten für den 
Veranstalter über ihre Fahrzeuge. 
 
Der ZAKB liefert Mülltonnen für Feste etc. gegen 
gesonderte Gebühr an. Eine kostenfreie 
Entsorgung ist nicht mehr möglich. Die Vereine, 
die Stadt und andere müssen diese Zusatzkosten 
in ihre Kalkulationen mit einrechnen. 
Die Anlieferung der Tonnen durch den ZAKB ist 
kostenlos. Die Entsorgungsgebühren betragen 
dann – wie beim Hausmüll – 220,00 €/to. 

Auch hier ist keine kostenlose Entsorgung über 
den ZAKB mehr möglich. 

Personal der Fa. Hofmann 
 
12 Mitarbeiter 
 
Zusätzlich zu den Familien 
Hofmann/Ruland 
 
 

Die Fa. Hofmann bittet die Stadt Viernheim, bei 
Beitritt in den ZAKB sich dafür stark zu machen, 
dass dieser zumindest zum Teil das Personal der 
Fa. Hofmann übernimmt. Der ZAKB hat im ersten 
Gespräch grundsätzliches Interesse am Personal 
der Fa. Hofmann bekundet. 
 
 

Auch wenn ZAKB nur den Viernheimer  Müll ohne 
Beitritt fährt, wird er hierfür zusätzliches Personal 
benötigen – Mitarbeiter Fa. Hofmann. Auch der 
SVD wird in vielen Bereichen einen erhöhten 
Aufwand haben. Auch hier würde sich das 
erfahrene Personal der Fa. Hofmann von der 
Sache her anbieten – sofern die finanziellen 
Bedingungen dies ermöglichen. 
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Vermittlung von 3 Personen an SVD bei 
Übernahme Kehrplan und 1 weiteren Person für 
Papierkorbtour sowie einer weiteren Person für 
das Einsammeln wilder Müllablagerungen und als 
Krankheits- und Urlaubsvertretung der anderen. 

Sachbearbeiter der Stadt Dieser wird im Zusammenspiel mit dem SVD 
mehr die Bereiche abdecken müssen, die der 
ZAKB nicht ausfüllen kann, z.B. wilde 
Müllablagerungen und Sauberkeit Viernheims. Im 
Bereich der Müllabfuhr selbst wird er in 
Teilbereichen entlastet werden. Gleichzeitig wird 
er der Ansprechpartner vor Ort für den ZAKB 
werden. In einer Übergangsphase wird er 
verstärkt bei der Beratung der Bürger mitwirken 
müssen. Wie sich dies danach gewichtet, muss 
die Praxis zeigen. 
 
Momentan werden 50% seiner Personalkosten 
über den Müllhaushalt verrechnet. Dies ist dann 
nicht mehr möglich. 
 

Sollte die Stadt nicht in den ZAKB eintreten, 
sondern neben der Abfuhr nur das Betreiben 
eines Wertstoffhofes auf den ZAKB verlagern, ist 
mit einem weitaus höheren Organisations- und 
Personalaufwand als Anlaufstelle für den ZAKB, 
die Bürger und den SVD zu rechnen.  
 
Hier ist die Zuordnung von einigen Mitarbeitern 
notwendig. Dies betrifft sowohl die Verwaltung 
selbst als auch die praktische Umsetzung durch 
Mitarbeiter des SVD. 

Nachsorgekosten Deponie 
(70.000,00 €/a) 
20.000,00 € laufende 
Unterhaltung 
50.000,00 € 
Eigenkontrollbericht 

Die Stadt verfügt bei Eintritt in den ZAKB über 
keine eigenen Einnahmen mehr über die 
Müllgebühren.  
Die Kosten müssen dann über den normalen 
Haushalt getragen werden. 

Kosten können im Müllhaushalt abgewickelt 
werden. 

Leerung der Papierkörbe 
und Reinigung der 
Kinderspielplätze 
(195.000,00 €/a) 

Dieser Posten wäre künftig über den städtischen 
Haushalt zu verbuchen. 
 
Die Leistungen wären wie früher – vor der 
Übernahme durch das ortsansässige 

Die Leistung ist über den SVD abzuwickeln.  
 



Seite 9 von 15 

 

Unternehmen - über den SVD abzuwickeln. Sie 
umfassen das Entleeren der Papierkörbe nach 
Plan, zusätzlich nach Notwendigkeit und 
Dringlichkeit. Auflesen von Verschmutzungen in 
unmittelbarer Nähe der Papierkörbe, Reparatur 
defekter Papierkörbe und das Reinigen der 
Spielplatzflächen. 
 
Oftmals sind schnelle Sonderreinigungen, z.B. 
beim Auftreten von Glasscherben, notwendig. 
 
Die gesammelten Abfälle müssen mit separaten 
Kosten über den städtischen Haushalt entsorgt 
werden.  
Momentan erhält die Fa. Hofmann rund 380.000 € 
(inklusive MwSt.)  jährlich für die Ausführung des 
Kehrplans. Für dieses Geld müssten 5 Personen 
und die entsprechenden Kehrmaschinen beim 
SVD zu unterhalten sein . Diese decken dann 
sowohl die Leerung der Papierkörbe und 
Reinigung der Kinderspielplätze, den Kehrplan, 
sowie das Einsammeln wilder Müllablagerungen 
ab. 

Ausgabe von Laubsäcken 
 
10.500,00 € 

Die kostenlose Abgabe von Laubsäcken an 
Bürger mit großen Straßenbäumen vor ihrem 
Anwesen, könnte nicht mehr über den 
Müllhaushalt abgewickelt werden. Die 
Materialkosten pro Laubsack von 0,50 € 
summieren sich zur Zeit bei rund 3.000 
ausgegebenen Säcken pro Jahr auf insgesamt 
1.500,00 €/a. Keine andere Stadt im Kreis bietet 
ihren Bürgern diesen Service.  

Wäre weiterhin möglich. 
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Der ZAKB verlangt in seinem System für Biomüll 
separate Gebühren. Ein Laubsack kostet 3,50 €. 
Dies würde Kosten von 10.500,00 € verursachen. 
 
Es ist eine Grundsatzentscheidung zu treffen, ob 
man diesen Service für den Bürger beibehält, bei 
dann erhöhten Kosten im städt. Haushalt. 

Kostenlose Entsorgung 
der Abfälle des 
Sozialzentrums 
 
15.000,00 € 
 

Die Fa. Hofmann entsorgt das Sozialzentrum 
mehrmals in der Woche. 2 mal die Woche 6 
Biotonnen, 2 mal wchtl. 6 Tonnen Restmüll und 
1x wchtl. 6 Tonnen Papier. 
Eigentlich wären Müllgebühren in der 
Größenordnung von rund 15.000 €/a hierfür zu 
zahlen. 
Die Mülltonnen sind nicht bei den Stadtwerken 
angemeldet. Es werden also vom Sozialzentrum 
keine Müllgebühren gezahlt. Die Kosten trägt 
momentan die Allgemeinheit der 
Müllgebührenzahler. 
Es wird nicht möglich sein, diese  Abfälle ohne 
Kostenverrechnung beim ZAKB abzugeben. Auch 
ist davon auszugehen, dass er nicht mehrmals 
die Woche diese Einrichtung anfahren wird. 
 
Es muss eine neue Lösung unter Einbeziehung 
des Sozialzentrums gesucht werden.  

Auch hier muss man sich eine neue Lösung 
überlegen, da der ZAKB nun der Müllabholer sein 
wird und dies nur innerhalb seines 
Abfuhrrhythmus und mit Gebührenerhebung 
erfolgt. 

Kleinmüllsammelstelle  Diese wird in ein Wertstoffhofkonzept des ZAKB 
integriert werden.  
Vereine konnten bei der Kleinmüllsammelstelle 
seither nach Festen oder Veranstaltungen ihren 
Müll kostenlos abgeben. Dies wird nicht mehr 

Diese wird in das Wertstoffhofkonzept des ZAKB 
integriert. 
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möglich sein.  
Die Personalgestellung durch den SVD entfällt. 
Diese umfasst momentan 20 Stunden pro Woche. 

Kompostplatz Dieser wird schon vom ZAKB betrieben. 
Der ZAKB verlangt 50,00 €/t angeliefertem 
Material von der Stadt Viernheim. Bei Anlieferung 
von Kleinmengen durch die Bürger 8,00 € pro 
Kubikmeter – wie dies zur Zeit auch schon die 
Stadt Viernheim praktiziert. Die Anlieferung der 
Mengen durch die Stadtgärtnerei erfolgten seither 
ohne innere Verrechnung und wurden über den 
allgemeinen Müllhaushalt abgewickelt. Dies wird 
bei einem Beitritt zu Zusatzkosten im allgemeinen 
Haushalt von ca. 60.000,00 € führen. 

Man könnte so weiter verfahren, wie seither. 

System „clean-rex“ zur 
Aufnahme von Hundekot 
5.000,00 €/a 

Die Kosten für die Automaten und Tüten zur 
Aufnahme von Hundekot werden momentan über 
den Müllhaushalt „wilde Müllablagerungen“ 
getragen. Dies muss dann über den städtischen 
Haushalt erfolgen. 

Man könnte so weiter verfahren, wie seither. 

Entsorgung städtischer 
Objekte wie Rathaus, TIB, 
Heimatmuseum, 
Sporthallen etc. und 
Tierheim. 
 
10.000,00 € 

Viele städtische Objekte sind knapp mit 
Mülltonnen ausgestattet, um die über den städt. 
Haushalt zu zahlenden Müllgebühren möglichst 
niedrig zu halten. In der Praxis fällt immer mal 
wieder ein erhöhter Müllaufwand an, der dann 
von der Fa. Hofmann mitgenommen wird. Dies ist 
unter der Einsammlung des ZAKB nicht mehr 
möglich. Es ist wahrscheinlich bei einigen 
Objekten ein erhöhter Bedarf an Mülltonnen/-
abfuhren notwendig, was mit separaten 
zusätzlichen Gebühren verbunden sein wird. 
Das Gleiche gilt für Sonderentsorgungen z.B. des 
TIB. Nach den Ferienspielen wurde viel Material 

Da auch hier künftig der ZAKB fahren wird, ist die 
Problematik die gleiche wie nebenstehend 
erläutert. 
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kostenlos über die Fa. Hofmann oder die 
Kleinmüllsammelstelle entsorgt. Auch das 
Heimatmuseum wurde in der Vergangenheit nach 
Aussortieren von nicht mehr benötigten 
Exponaten kostenlos über die Fa. Hofmann 
entsorgt, ebenso die Sporthallen/-plätze nach 
Großveranstaltungen. Auch am Tierheim stehen 
neben einer 1.100 l Tonne noch weitere Tonnen 
ohne Gebührenverrechnung. Des Weiteren 
werden beim Tierheim mehrmals im Jahr, Dinge, 
die beim Flohmarkt zu Gunsten des Tierheims 
nicht verkauft werden, kostenlos entsorgt. Dies 
wird in Zukunft separate Kosten verursachen. 

 
 
 
 
 
 
Leistungen außerhalb der klassischen Müllabfuhr 
 

Kehrplan der Stadt Die Fa. Hofmann reinigt im Auftrag der Stadt Viernheim die Flächen, zu deren 
Sauberhaltung die Stadt gemäß der städtischen Satzung über die Reinigung und 
Gefahrloshaltung der öffentlichen Straßen, Wege und Plätze verpflichtet ist, mit 
Kehrmaschinen und per Hand. Dies betrifft eine Vielzahl von Flächen um öffentliche 
Gebäude und Straßenbereiche, bei denen eine Zuweisung der Reinigungspflicht an die 
Anwohner nicht möglich ist. So wird zum Beispiel die Fußgängerzone 3 mal pro Woche 
mit der Kehrmaschine gereinigt. Die Papierkörbe werden in diesem Bereich werktags 
täglich geleert. Bei Bedarf werden bei dieser Gelegenheit auch Verunreinigungen per 
Hand gereinigt bzw. entsorgt. Samstag wird nach Beendigung des Wochenmarktes 
dieser Bereich gereinigt. Der Rathausparkplatz und der Parkplatz am Hallenbad wird 1 
mal pro Woche mit der Kehrmaschine gesäubert. Auch dort erfolgt werktags eine 
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tägliche Kontrolle und Reinigung bei Bedarf durch Hand. Der Satonevriplatz wird 
mehrmals pro Woche gereinigt. Ebenso andere Bereiche wie beispielsweise der 
Bürgerhausvorplatz, OEG-Bahnhof mit Pamina-Platz und der Spitalplatz. 
 
Viernheim verfügt über rund 360 Papierkörbe im öffentlichen Bereich. Diese werden je 
nach Bedarf ein oder mehrmals in der Woche geleert und deren Umfeld sauber 
gehalten und defekte Papierkörbe repariert oder ersetzt.  
 
Die Reinigung der rund 45 städtischen Spielplätze erfolgt wöchentlich und zusätzlich 
bei akutem Bedarf. Oft sind kurzfristige Sonderreinigungen notwendig, z.B. bei 
Verschmutzungen mit Glasscherben oder Einwegspritzen. 
 
Der Einsammeln wilder Müllablagerungen sowohl in Wald und Feld, als auch auf 
öffentlichen Flächen nimmt einen immer größer werdenden Zeitaufwand in Anspruch. 
 
Diese Aufgaben müssten künftig wieder – wie vor der Verlagerung zum ortsansässigen 
Unternehmen Hofmann - durch den SVD erledigt werden. 
 
Erwähnen sollte man, dass die Fa. Hofmann in der Vergangenheit eine 
Gesamtverantwortlichkeit für die Sauberkeit Viernheims bei sich gesehen hat. 
Entsprechend flexibel und mit großem persönlichem Einsatz wurde hier agiert – 
teilweise auch außerhalb normaler Arbeitszeiten (z.B. Reinigung der Fußgängerzone 
am frühen Neujahrsmorgen – vor der ersten Messe, Innenstadtfest und Märkte am 
Wochenende – daraus resultierend Reinigungen am Samstag- und Sonntagmorgen). 
Das Kehrgut kann nicht mehr einfach in ein Müllfahrzeug eingegeben werden. Es 
entstehen hierfür separate Kosten im städtischen Haushalt. Die Leistungen des 
Kehrens an sich waren schon seither im städtischen Haushalt verankert. 
 
Momentan erhält die Fa. Hofmann rund 380.000 € jährlich für die Ausführung des 
Kehrplans. Für dieses Geld müssten 5 Personen und die entsprechenden 
Kehrmaschinen beim SVD zu unterhalten sein . Diese decken dann sowohl die Leerung 
der Papierkörbe und Reinigung der Kinderspielplätze, den Kehrplan, sowie das 
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Einsammeln wilder Müllablagerungen ab. 
 
Es wäre anzustreben, die drei erfahrenen Fahrer der Kehrmaschinen, den Mitarbeiter 
für die Papierkorbtour sowie einen weiteren Mitarbeiter für die Beseitigung wilder 
Müllablagerungen und als Urlaubs- und Krankheitsvertretung von der Fa. Hofmann 
durch den SVD zu übernehmen. Diese verfügen über die entsprechenden Kenntnisse 
der sauber zu haltenden Flächen und der Ablauforganisation und sind mit der Technik 
der Kehrmaschinen vertraut. 
 

Reinigung der Sinkkästen Diese Leistung wäre wieder auszuschreiben inklusive der Entsorgung des Sammelguts. 

Altglascontainer Diese werden von der Fa. Hofmann im Auftrag des Dualen Systems gestellt und 
entsorgt. Hier war die Fa. Hofmann in den vergangenen Jahren Subunternehmer der 
Fa. Becker bzw. Fa. ALBA. Dies wird künftig durch einen ortsfremden Unternehmer 
geschehen. Die Sauberhaltung der Standorte hat über die Stadt – sprich SVD – zu 
erfolgen. Hierfür gibt es ein Entgelt von 45.000,00 €/a durch das Duale System. 

Frühjahrsputz in der Gemarkung und 
Freiwilligentag im Herbst 

Die Fa. Hofmann ist bei beiden Veranstaltungen maßgeblich mit Personal und 
Fahrzeugen – und teilweise auch als Sponsor - beteiligt.  
 
Beim Frühjahrsputz wird an einigen Terminen im Vorfeld des Hauptaktionstags von den 
Schulen Müll eingesammelt. Die Ablauforganisation wird zusammen mit der Fa. 
Hofmann festgelegt. Die Einweisung in die Sammelgebiete, die Betreuung der Sammler 
und das Einsammeln des Mülls wird von der Verwaltung zusammen mit der Fa. 
Hofmann durchgeführt. Hierfür stellt die Fa. Hofmann auch den Pick-up zum 
Einsammeln. Dies betrifft im Schnitt 5 Arbeitstage. Am Hauptaktionstag stellt die Fa. 
Hofmann 3 Fahrzeuge mit Personal und hat eine weitere Person auf dem 
Betriebsgelände für die Annahme des gesammelten Mülls. Dies muss vollkommen neu 
unter verstärkter Hinzuziehung des SVD organisiert werden. Mit insgesamt rund 700 
Helfern konnte 2016 fast das komplette Gemarkungsgebiet gesäubert werden. Dies 
erspart der Stadt rund 40.000 € Personalkosten – sollte diese Arbeit stattdessen vom 
SVD durchgeführt werden müssen. 
 
Beim Freiwilligentag trifft man sich bei der Fa. Hofmann. Auch hier erfolgt die 
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Einteilung, die Betreuung und das Einsammeln des Mülls über die Fa. Hofmann 
zusammen mit der Stadt. Pick-up wird von der Fa. Hofmann gestellt. Die freiwilligen 
Sammler werden dann von der Fa. Hofmann auf deren Betriebsgelände verköstigt. 
Dies macht dort einen weiteren Organisations- und Personalaufwand notwendig. 
Zudem tritt die Fa. Hofmann dort als Sponsor auf, da sie das Essen für rund 40 
Personen spendiert. 
Auch hier muss eine neue Lösung unter Einbindung des SVD gefunden werden oder 
man gibt diese Aktion auf. Mit der begrenzten Teilnehmerzahl ist lediglich das Säubern 
einiger Zufahrtsstraßen möglich. Der Kosten-Nutzen-Faktor ist hier nicht so hoch wie 
bei der Frühjahrsputzaktion.  
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                  Anlage 2 
 

Zusätzliche jährliche Kosten im städtischen Haushalt 
 
 

Kostenstelle Bei Beitritt in den ZAKB Bei Nichtbeitritt in den ZAKB 

     

Betrieb eines Wertstoffhofes 0,00 € Ist Bestandteil des 
Abfallwirtschaftskonzepts 
des ZAKB. 

0,00 € Der ZAKB verlangt für den 
Betrieb eines 
Wertstoffhofes auf dem 
Gelände der Deponie 
inklusive 
Entsorgungskosten ein 
jährliches Entgelt von rund 
150.000,00 €. Die Kosten 
können aber weiter über 
die Müllgebühren 
abgedeckt werden. 

Abfallberatung und Organisation der 
Abfallwirtschaft 

32.000,00 € Die Hälfte der 
Personalkosten des 
Sachbearbeiters beim 
BVLA werden zur Zeit 
über den Müllhaushalt 
gedeckt. 
Die andere Hälfte ist mit 
anderen Aufgaben belegt. 

0,00 € Es wird zwar weiteres 
Personal für die 
Abfallberatung und die 
Organisation notwendig. 
Die Kosten können aber  
weiterhin in den 
Müllgebühren 
eingerechnet werden. 
Geschätzt 1 zusätzlicher 
Sachbearbeiter = ca. 
45.000,00 € 
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Kostenstelle Bei Beitritt in den ZAKB Bei Nichtbeitritt in den ZAKB 

Nachsorgekosten Deponie  70.000,00 € Diese spezifischen 
Viernheimer Kosten 
übernimmt die 
Gemeinschaft des ZAKB 
nicht . 

0,00 € Können auch weiterhin 
über den Müllhaushalt 
abgedeckt werden. 

Laubsäcke 10.500,00 € Laubsäcke gibt es nur 
gegen Gebühr. 

0,00 € Die Kosten für die 
Beschaffung der 
Laubsäcke von 1.500,00 € 
können weiterhin über den 
Müllhaushalt abgedeckt 
werden. 

Sozialzentrum - Abfallentsorgung 15.000,00 € ZAKB nimmt nichts ohne 
Gebühr mit. Müsste von 
Sozialzentrum direkt 
bezahlt werden – evtl. 
städt. Zuschuss. 

15.000,00 € Gleiche Situation wie bei 
Beitritt. 

Hundekotentsorgungsbeutel 5.000,00 € Kein Bestandteil des 
Entsorgungssystems des 
ZAKB. 

0,00 € Kann weiterhin über 
Müllhaushalt gedeckt 
werden. 

Entsorgung städtischer Objekte 
- Mehrkosten - 

10.000,00 € Es ist mit Mehrkosten zu 
rechnen, da zum einen 
einige städtischen 
Objekte knapp mit 
Mülltonnen ausgestattet 
sind und zum anderen 
städtische 
Veranstaltungen 
momentan ohne 
Zusatzkosten entsorgt 
werden. 

10.000,00 € Auch hier werden 
Mehrkosten anfallen, die 
auf die Veranstaltungen 
und Objekte zu verteilen 
sind. 
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Kostenstelle Bei Beitritt in den ZAKB Bei Nichtbeitritt in den ZAKB 

Entsorgungskosten des bei der 
Papierkorbtour eingesammelten Mülls 

25.000,00 € Hat jede Stadt selbst zu 
tragen. 

0,00 € Kann weiterhin im 
Müllhaushalt abgerechnet 
werden. 

Entsorgungskosten für wilde 
Müllablagerungen 

10.000,00 € Hat jede Stadt selbst zu 
tragen. 

0,00 € Kann weiterhin im 
Müllhaushalt abgerechnet 
werden. 

Kehrgut 15.000,00 € Ist separat anzuliefern und 
abzurechnen. 

15.000,00 € Ist separat anzuliefern und 
im städtischen Haushalt 
abzurechnen. 

Entsorgung Grünschnitt von städtischen 
Flächen durch Stadtgärtnerei oder 
beauftragten Firmen. 

60.000,00 € Wird dann bei Anlieferung 
beim Kompostplatz separat 
erfasst. 

0,00 € Kann weiterhin im 
Müllhaushalt abgerechnet 
werden. 

Ausgleichzahlung des ZAKB für die 
Ausgabe von amtlichen Müllsäcken 
durch die Stadt und Öffentlichkeitsarbeit 
in seinem Auftrag 

56.000,00 €  0,00 € Es wird keine Leistung für 
den ZAKB erbracht. 

     

Summe: 196.500,00 €  40.000,00 €  

     

Einmalige Effekte 
 

    

Befestigungsmaßnahme Wertstoffhof 0,00 € Diese Kosten übernimmt der 
ZAKB. 

150.000,00 € Hat dann die Stadt zu 
tragen. 

Austausch der 50-l-Restmülltonnen 0,00 € Dies übernimmt der ZAKB. 255.000,00 € Haben dann die einzelnen 
Besitzer der Mülltonnen zu 
tragen. 

     

Summe: 0,00 €  405.000,00 €  

 



                 Anlage 3 
 

 
 

Arbeiten der Fa. Hofmann außerhalb der Müllabfuhr gegen Entgelt 
 

 

Bereitstellen und Reinigung der 
Altglascontainerstandorte – Entgelt wird 
vom Dualen System Deutschland 
(DSD/Grüner Punkt) über den ZAKB an die 
Stadt Viernheim gezahlt. 
 
Zur Zeit gibt es 51 Standorte mit jeweils 3 
Altglascontainern. 

45.000,00 €/a 25.000,00 € von diesem Betrag wurde an 
die Fa. Hofmann weitergegeben. Diese hat 
beim Entleeren der Container dann 
sogleich die Standorte gesäubert und bei 
Bedarf weitere Säuberungen durchgeführt. 
 
Die Sauberhaltung der 
Altglascontainerstandorte hat künftig über 
den SVD zu erfolgen. 

Reinigung der Tiefgarage Spitalplatz 11.300,00 €/a Diese Leistung ist künftig durch den SVD 
zu erbringen. 
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                  Anlage 4 
 
 

Verlagerung von 5 Mitarbeitern der Fa. Hofmann zum SVD 
 
 

(Kehrplan, Einsammeln wilder Müllablagerungen, Leerung der Papierkörbe, Reinigung der Kinderspielplätze, Sauberhaltung 
der Altglascontainerstandplätze, Reinigung der Tiefgarage Spitalplatz) 

 
 
Die Fa. Hofmann reinigt im Auftrag der Stadt Viernheim die Flächen, zu deren Sauberhaltung die Stadt gemäß der städtischen 
Satzung über die Reinigung und Gefahrloshaltung der öffentlichen Straßen, Wege und Plätze verpflichtet ist, mit Kehrmaschinen und 
per Hand. 
 
Dies betrifft eine Vielzahl von Flächen um öffentliche Gebäude und Straßenbereiche, bei denen eine Zuweisung der Reinigungspflicht 
an die Anwohner nicht möglich ist. So wird zum Beispiel die Fußgängerzone 3 mal pro Woche mit der Kehrmaschine gereinigt. Die 
Papierkörbe werden in diesem Bereich werktags täglich geleert. Bei Bedarf werden bei dieser Gelegenheit auch Verunreinigungen per 
Hand gereinigt bzw. entsorgt. Samstags wird nach Beendigung des Wochenmarktes dieser Bereich gereinigt. Der Rathausparkplatz 
und der Parkplatz am Hallenbad wird 1 mal pro Woche mit der Kehrmaschine gesäubert. Auch dort erfolgt werktags eine tägliche 
Kontrolle und Reinigung bei Bedarf durch Hand. Der Satonevriplatz wird mehrmals pro Woche gereinigt. Ebenso andere Bereiche wie 
beispielsweise der Bürgerhausvorplatz, OEG-Bahnhof mit Pamina-Platz und der Spitalplatz. 
 
Viernheim verfügt über rund 360 Papierkörbe im öffentlichen Bereich. Diese werden je nach Bedarf ein oder mehrmals in der Woche 
geleert und deren Umfeld sauber gehalten und defekte Papierkörbe repariert oder ersetzt.  
 
Die Reinigung der rund 45 städtischen Spielplätze erfolgt wöchentlich und zusätzlich bei akutem Bedarf. Oft sind kurzfristige 
Sonderreinigungen notwendig, z.B. bei Verschmutzungen mit Glasscherben oder Einwegspritzen. 
 
Das Einsammeln wilder Müllablagerungen sowohl in Wald und Feld, als auch auf öffentlichen Flächen nimmt einen immer größer 
werdenden Zeitaufwand in Anspruch. 
 
 



 

Seite 2 von 2 

 

Kosten   

Personalkosten 225.000,00 €/a Personalkosten von 45.000,00 € pro 
Mitarbeiter 

Kraftstoffkosten/Reparaturen 50.000,00 €/a 2 große und 1 kleine Kehrmaschine, 1 
Pick-up, 1 Kleintransporter Abfalleimertour 
25.000,00 € Kraftstoffkosten 
25.000,00 € Reparaturen 

Abschreibung der Fahrzeuge 40.000,00 €/a 190.000,00 € Ablösung der o.a. Fahrzeuge 
von der Fa. Hofmann 

   

   

Summe: 315.000,00 €/a  

 
 

Im Haushalt bereit stehende Mittel   

Kehrplan 380.000,00 €/a Vorhandener Ansatz im städtischen 
Haushalt. 

Reinigung der Tiefgarage Spitalplatz 11.000,00 €/a Vorhandener Ansatz im städtischen 
Haushalt. 

Bereitstellen und Reinigung der 
Altglascontainerstandorte 

45.000,00 €/a Wird künftig vom SVD abgewickelt und 
steht im Falle eines Beitritts in den ZAKB 
dem städtischen Haushalt als Einnahme 
zur Verfügung. 

Summe: 436.000,00 €/a In diesem Betrag sind 19% MwSt. (rund 
83.000,00 €) enthalten, die bei 
Verlagerung an SVD wegfallen. 

   

Überschuss an im städtischen Haushalt 
für den Bereich Sauberhaltung 
Viernheims zur Verfügung stehenden 
Mitteln 

121.000,00 €/ Können nach Beitritt in den ZAKB zur 
Deckung der im städtischen Haushalt 
zusätzlich notwendigen Finanzmittel 
verwendet werden. 

 















































TOP:        Viernheim, den 24.02.2017 

Federführendes Amt 

61 Amt für Stadtentwicklung und Umweltplanung 

Aktenzeichen: 61.256 

Diktatzeichen: PW/Bz 

Drucksache: VL-25-2017/XVIII 1. Ergänzung 

Anlagen: 1. Geltungsbereich  

2. Luftbild Geltungsbereich 

Produkt/Kostenstelle: 6790011 

Stand der Haushaltsmittel: 15.000 € 

Benötigte Mittel: ca. 5.000 € 

Protokollauszüge an: ASU, BVLA 

 
 Beratungsfolge      Termin          Bemerkungen 

Magistrat 06.03.2017  

Bau- und Umweltausschuss 
(Stadtentwicklung, Agenda 21) 

14.03.2017  

Stadtverordnetenversammlung 17.03.2017  

 

B e s c h l u s s v o r l a g e  

Bebauungsplan Nr. 256 „Peter-Minnig-Straße“ 
1. Aufstellungsbeschluss 

Beschlussvorschlag: 

1. Der Ausschuss für Umwelt, Energie und Bauen empfiehlt der Stadtverordneten-
Versammlung zu beschließen, den Bebauungsplan Nr. 256 „Peter-Minnig-Straße“ im 
beschleunigten Verfahren gem. §13a BauGB (Bebauungsplan der Innenentwicklung) 
aufzustellen. 
 

Das Planungsgebiet umfasst ca. 0,5 ha Fläche und wird begrenzt 
■ im Norden durch die rückwärtige Grundstücksgrenze der Flurstücke, Flur 18, 

Nr. 4/187 und 4/188 (In der Oberlück Hsnr. 20 und 18) 
■ im Westen durch die Peter-Minnig-Straße 
■ im Osten durch die rückwärtige Grenze der Grundstücke an der Kirschen-

straße 
■ im Süden durch die südliche Grenze des Flurstücks, Flur 18, Nr. 4/135 und 

die Wegeparzelle, Flur 18, Nr.4/190 welche als innere Erschließung in das 
Geviert führt. 

 Der räumliche Geltungsbereich des Bebauungsplanes Nr. 256 ist im beiliegenden 
Übersichtsplan (Anlage 1) dargestellt.  

Der vorläufige Geltungsbereich beinhaltet die Flurstücke in der Gemarkung Viernheim, 
Flur 18, Nr. 4/135, 4/136, 4/186 und 4/190 tlw. (Wegeparzelle). 
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 Der Aufstellungsbeschluss ist gemäß § 2 Abs. 1 BauGB ortsüblich bekanntzumachen. 

 Nach § 13a Abs. 3 BauGB ist weiterhin ortsüblich bekanntzumachen, dass der Bebau-
ungsplan im beschleunigten Verfahren ohne Durchführung der Umweltprüfung nach § 2 
Abs. 4 BauGB aufgestellt werden soll. 

 

 

Begründung (Sachverhalt, Erläuterung): 

Aufgrund des hohen Bedarfs an sozialem Wohnraum wurde die Verwaltung beauftragt 
stadteigene Grundstücke im Stadtgebiet hinsichtlich einer möglichen Verdichtung bzw. 
Neubebauung zu überprüfen. In diesem Rahmen wurde auch das Geviert zwischen Peter-
Minnig-Straße, Kirschenstraße, Bürgermeister-Reisenbach-Straße und der Straße „In der 
Oberlück“ geprüft. 
In der Peter-Minnig-Straße befinden sich in den Hausnummern 23-43 städtische Liegen-
schaften, welche Wohnraum zu günstigen Konditionen bereitstellen. Der Bestand weist 2 
Vollgeschosse und ein Satteldach auf. Die Grundstücke sind derzeit nur zu etwa 25-30% 
ausgenutzt. Die im Geviert vorhandenen Mietgeschossbauten weisen 3-4 Vollgeschosse 
auf. 
 
Planungsrechtlich sind die Flächen gemäß § 34 BauGB dem unbeplanten Innenbereich 
zuzuordnen. Aufgrund der angrenzenden Nutzungen ist das Gebiet als Wohngebiet zu 
charakterisieren. Der Blockinnenbereich ist von hinterliegender Wohnbebauung frei. An 
den hinteren Grundstücksgrenzen befinden sich nur Nebengebäude und Garagen. Damit 
ist eine rückwärtige Bebauung nach § 34 BauGB ausgeschlossen. 
 
Nach einer groben Einschätzung ist eine Nachverdichtung durch ca. drei Gebäude mit den 
Abmessungen 10 m x 19 m vorstellbar. Bei drei Vollgeschossen ergäbe dies eine Ge-
schossfläche von 1.710 qm und eine Wohnfläche von rund 1.200 qm. Damit wäre bei einer 
Größe von durchschnittlich 80 qm die Realisierung von etwa 15 Wohnungen möglich. Die 
erforderlichen Stellplätze müssten wahrscheinlich im Vorgarten zur Peter-Minnig-Straße 
aufgereiht werden. Eine Tiefgarage ist dort nicht wirtschaftlich herzustellen, die zur Verfü-
gung stehende Breite reicht nicht aus.  
 
Vor dem Hintergrund der Baumasse der vorhandenen Zeilen und des baulichen Zustan-
des ist auch ein Abriss und die Neubebauung des gesamten Areals zu erwägen. Im Rah-
men einer Bauleitplanung sollen nun die Voraussetzung für eine Nachverdichtung ge-
schaffen werden. Gleichzeitig kann eine verbesserte Ausnutzung des gesamten Areals 
geprüft und ggf. vorbereitet werden.  
Die beabsichtigte Nachverdichtung des Innenbereiches soll insbesondere auch die städte-
bauliche Situation berücksichtigen. 
 



Datenauszug
Erstellt für Maßstab 1:1.000

Ersteller Gast
Erstellungsdatum 24.02.2017

0 38
m Ü

Stadt Viernheim
Kettelerstraße 3
68519 Viernheim

Anlage 1
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TOP:        Viernheim, den 28.02.2017 

Federführendes Amt 

61 Amt für Stadtentwicklung und Umweltplanung 

Aktenzeichen: 61.231-10 

Diktatzeichen: PW/Bz 

Drucksache: VL-26-2017/XVIII 1. Ergänzung 

Anlagen: 1. Satzungstext   

2. Geltungsbereich 

Produkt/Kostenstelle: 6790010 

Stand der Haushaltsmittel:  

Benötigte Mittel:  

Protokollauszüge an: ASU, BVLA 

 
 Beratungsfolge Termin Bemerkungen 

Magistrat 06.03.2017  

Ausschuss Umwelt, Energie, 
Bauen (Stadtentwicklung, 
Agenda 21) 

14.03.2017  

Stadtverordnetenversammlung 17.03.2017  

B e s c h l u s s v o r l a g e  

Satzung über die Verlängerung der Veränderungssperre für den Geltungsbereich 
des sich in Aufstellung befindlichen Bebauungsplanes Nr. 231-10 „Hinter den Zäu-
nen/ Heidelberger Str. Ost“ 

 

Beschlussvorschlag: 

Der Ausschuss für Umwelt, Energie und Bauen empfiehlt der Stadtverordnetenversamm-
lung, die Satzung über die Verlängerung der Veränderungssperre für den Geltungsbereich 
des sich in Aufstellung befindlichen Bebauungsplanes Nr. 231-10 „Hinter den Zäunen/ 
Heidelberger Straße Ost“ zu beschließen. 

Der Satzungstext ist öffentlich bekannt zu machen. 

 

Begründung (Sachverhalt, Erläuterung): 

Anlass 

In der Sitzung vom 27.02.2015 hat die Stadtverordnetenversammlung die Aufstellung des 
Bebauungsplanes Nr. 231-10 „Hinter den Zäunen/ Heidelberger Straße Ost“ beschlossen. 
In gleicher Sitzung wurde für den Geltungsbereich des Bebauungsplanes eine Verände-
rungssperre beschlossen. 



 2 

Da das Verfahren zur Aufstellung des Bebauungsplanes nicht abgeschlossen ist und die 
seinerzeit zur Sicherung der Handlungsfähigkeit der Stadt Viernheim beschlossene Ver-
änderungssperre am 04.03.2017 außer Kraft tritt, ist die Verlängerung um 1 Jahr gem.  
§ 17 Abs. 1 BauGB erforderlich. Die Voraussetzungen für den Erlass der Veränderungs-
sperre sind weiterhin gegeben. 

Der Erlass einer Veränderungssperre wurde damals wie folgt begründet: 

Der Bebauungsplan 231 aus dem Jahr 1980 weist angrenzend an die OEG Linie sowie 
zwischen Dossenheimer Straße und Heidelberger Straße Mischgebiet und für den Bereich 
zwischen Schwetzinger Straße und Heidelberger Straße Gewerbegebiet aus (Gewerbe-
gebiet 4 (Ost)). In der 1. Änderung 2003 wurde die Art der baulichen Nutzung konkretisiert, 
u.a. wurden Vergnügungsstätten ausgeschlossen. Im Nutzungskatalog für das Gewerbe- 
und Mischgebiet sind Einzelhandelsbetriebe  ohne Einschränkungen enthalten. 

 

Das Mischgebiet entlang der OEG Linie ist zwischenzeitlich aufgrund der überwiegend 
etablierten Wohnnutzung als Allgemeines Wohngebiet anzusprechen. Es grenzt im Süden 
direkt an das festgesetzte Gewerbegebiet.  

  

Das Gewerbegebiet 4 (Ost) hat sich zu einem Gewerbegebiet entwickelt, welches stark 
mit Einzelhandelsbetrieben durchsetzt ist. Das einzelhandelsrelevante Angebot kon-
zentriert sich überwiegend in einem Korridor zwischen der Heidelberger Straße im Nord-
westen sowie der BAB 659 im Südosten. Lediglich in dem Geviert Ladenburger Straße/ 
Schwetzinger Straße/ Wallstädter Straße dehnt sich der Angebotsbestand in Richtung 
Bahnlinie aus. Strukturprägende Anbieter sind die großflächigen Lebensmittelanbieter Al-
di-Süd, Lidl und Edeka nördlich - sowie die Möbelanbieter Gärtner und Das Lagerhaus 
südlich der Heidelberger Straße. 

 

Die Stadt Viernheim erarbeitet derzeit ein Einzelhandelskonzept dessen Zielsetzung u.a. 
die Sicherung der Innenstadt als multifunktionaler Identifikationsmittelpunkt für Handel, 
Wohnen, Arbeiten, Bildung und Freizeit mit einem kleinteiligen und hochwertigen Einzel-
handelsbesatz und die dauerhafte Sicherung der Nahversorgung der Bevölkerung mit Gü-
tern des täglichen Bedarfs im direkten Wohnumfeld sind. Bezüglich der Nahversorgung 
wird eine gleichmäßige Verteilung dieser Versorgungseinrichtungen innerhalb des Stadt-
gebietes angestrebt. Hierbei ist die Verkaufsflächenerweiterung vorhandener Betriebe der 
Ansiedlung von Neubauten vorzuziehen. Hinsichtlich der Steuerung neuer Einzelhandels-
vorhaben ist die nach dem hessischen Einzelhandelserlass mögliche Konkretisierung der 
zentrenrelevanten Sortimente für die Stadt Viernheim Gegenstand des Konzeptes. 

 

Durch das umfangreiche Angebot an nahversorgungs- und zentrenrelevanten Sortimenten 
tritt das Gewerbegebiet 4 (Ost) in Konkurrenz zu den Angeboten des Stadtzentrums. 

 

Mit der Rechtswirksamkeit des neuen Regionalplans Südhessen (RPS 2010) und den da-
rin verankerten Einschränkungen zur Ansiedlung von Einzelhandel ist eine neue Rechtsla-
ge entstanden. Der südwestliche Teil des  Geltungsbereiches des vorliegenden Bebau-
ungsplanes wird im Regionalplan als Ergänzungsstandort für großflächigen Einzelhandel 
mit nicht zentrenrelevanten Sortimenten festgelegt.   
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Die Stadt Viernheim bemüht sich momentan durch das in Erarbeitung befindliche Einzel-
handelskonzept einen klaren Rahmen zu schaffen. Aktuell liegt der abschließende Bericht 
des Büros Junker und Kruse vor. Aus diesem Entwurf wurden die Eckpunkte für die Ein-
zelhandelsentwicklung der Stadt Viernheim entwickelt. Die Eckpunkte sehen für das Ge-
werbegebiet 4, den Ergänzungsstandort Heidelberger Straße West folgende Entwick-
lungsziele vor: 

■ räumliche Konzentration der Betriebe mit nicht zentrenrelevanten Einzelhandel 

■ Themenschwerpunkt Möbel, Einrichtung, Haus und Garten als Entwicklungsperspektive 

■ keine weitere Ansiedlung von Einzelhandelsbetrieben mit nahversorgungs- und 

zentrenrelevanten Sortimenten 

■ Bestandsschutz für bestehende Einzelhandelsbetriebe, moderate Erweiterungen oder 
Umstrukturierungen ermöglichen wenn keine negativen Auswirkungen (Einzelfallprü-
fung, klare Regelungen, Fixierung kritischer Sortimente) 

 

Die vorliegende Entwurfsfassung wurde den Betroffenen und den Trägern öffentlicher Be-
lange im Rahmen einer Offenlage zur Beteiligung vorgelegt. Die Stellungnahme des Re-
gierungspräsidiums Darmstadt steht derzeit noch aus. Nach Sichtung und Prüfung der 
Anregungen erfolgt voraussichtlich im Mai die erneute Beratung und Vorstellung der Ab-
wägungsvorschläge in den politischen Gremien.  

 
Es erscheint daher geboten, die am 04.03.17 auslaufende Veränderungssperre zu verlän-
gern, um die Handlungsoptionen der Stadt zu sichern. 

Der Satzungstext über die Verlängerung der Veränderungssperre liegt in der Anlage bei. 



Satzung über die Verlängerung der Veränderungssperre für den 
Geltungsbereich des sich in Aufstellung befindlichen Bebauungs-

planes Nr. 231-10 „Hinter den Zäunen/ Heidelberger Str. Ost“ 

Aufgrund der §§ 14 und 16 BauGB in der Fassung vom 23. September 2004 (BGBl. I 
S. 2414), das zuletzt durch Artikel 6 des Gesetzes vom 20. Oktober 2015 (BGBl. I S. 
1722) geändert worden ist in Verbindung mit § 5 der Hessischen Gemeindeordnung 
(HGO) in der Fassung vom 7. März 2005 (GVBl. I 2005 S. 142), zuletzt geändert 
durch Gesetz vom 28. März 2015 (GVBl. S. 158, 188)  hat die Stadtverordneten-
Versammlung der Stadt Viernheim in ihrer Sitzung am 17.03.2017 folgende Satzung 
beschlossen: 

§ 1

Die Geltungsdauer der Satzung über die Veränderungssperre für den Geltungsbe-
reich des sich in Aufstellung befindlichen Bebauungsplanes Nr. 231-10 „Hinter den 
Zäunen“ wird um ein Jahr verlängert.  

§ 2

Diese Satzung tritt rückwirkend zum 05.03.2017 in Kraft. Sie tritt außer Kraft, sobald 
und soweit der für den Geltungsbereich dieser Satzung aufzustellende Bebauungs-
plan rechtverbindlich geworden ist, spätestens jedoch ein Jahr nach ihrem Inkrafttre-
ten. 

Viernheim, den ______________ ___________________ 
Jens Bolze 

(1. Stadtrat) 

Anlage 1
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Geltungsbereich Bebauungsplan 231-10 "Hinter den Zäunen/ Heidelberger Str. Ost" ANLAGE 2



TOP:        Viernheim, den 28.02.2017 

Federführendes Amt 

61 Amt für Stadtentwicklung und Umweltplanung 

Aktenzeichen: 61.240-6a 

Diktatzeichen: PW/Bz 

Drucksache: VL-28-2017/XVIII 1. Ergänzung 

Anlagen: 1. Begründung und textliche Festsetzungen 

2. Geltungsbereich Übersicht 

Produkt/Kostenstelle: 6790011 

Stand der Haushaltsmittel:  

Benötigte Mittel:  

Protokollauszüge an: ASU, BVLA 

 
 Beratungsfolge Termin Bemerkungen 

Magistrat 06.03.17  

Ausschuss Umwelt, Energie, 
Bauen (Stadtentwicklung, 
Agenda 21) 

14.03.2017  

Stadtverordnetenversammlung 17.03.17  

B e s c h l u s s v o r l a g e  

Bebauungsplan Nr. 240-6a „Viernheim Ost“ Änderung 

1. Abwägungsbeschluss 
2. Satzungsbeschluss 

 

Beschlussvorschlag: 

1. Der Ausschuss für Umwelt, Energie und Bauen empfiehlt der Stadtverordnetenver-
sammlung, davon Kenntnis zu nehmen, das aus der öffentlichen Auslegung sowie der 
Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange keine Anregungen 
eingebracht wurden und insoweit keine Beschlussfassung dazu erforderlich ist. 

2. Der Ausschuss für Umwelt, Energie und Bauen empfiehlt der Stadtverordnetenver-
sammlung, den vorliegenden Entwurf des Bebauungsplanes Nr. 240-6a „Viernheim 
Ost“ Änderung (Anlage 1) als Satzung zu beschließen und die Begründung hierzu zu 
billigen. 

Der Satzungsbeschluss ist gem. § 10 Abs. 3 BauGB ortsüblich bekannt zu machen.  
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Begründung (Sachverhalt, Erläuterung): 

Anlass und Ziel der Planaufstellung 
 
Der ursprüngliche Bebauungsplan „Viernheim-Ost“ 6. Änderung hat am 12.12.1986 
Rechtskraft erlangt. Er schließt Nebenanlagen im Sinne des § 14 (1) Baunutzungsverord-
nung (BauNVO) außerhalb der überbaubaren Grundstücksflächen aus. Hier sind auch ex-
plizit Anlagen wie Gerätehäuser eingeschlossen, welche in der Anlage 2 der Hessischen 
Bauordnung von Genehmigungen freigestellt sind. In der Vergangenheit sind einige Gar-
tenhäuser entstanden, welche somit baurechtlich illegal sind. 

Da ein gewisses Maß an Nebenanlagen städtebaulich verträglich ist, schlägt die Verwal-
tung vor, die Festsetzungen anzupassen. Vergleichbar mit den Vorgaben im „Schmittsberg 
II“ sollen Nebenanlagen im Sinne des § 14 (1) BauNVO auf den Grundstücksfreiflächen 
bis zu einer Grundfläche von max. 6 m² zugelassen werden. 

In den Beratungen des Ausschusses für Umwelt, Energie und Bauen (Stadtentwicklung, 
Agenda 21) wurde eine Erweiterung der vorgeschlagenen Grundfläche auf 10 m² für den 
Entwurf beschlossen. 

 

Planungsstand 

 
In der Sitzung vom 08.07.2016 hat die Stadtverordnetenversammlung die Aufstellung des 
Bebauungsplanes Nr. 240-6a „Viernheim Ost“ Änderung beschlossen. In gleicher Sitzung 
hat die Stadtverordnetenversammlung den Entwurf des Bebauungsplanes sowie die Betei-
ligung der Öffentlichkeit in Form einer Offenlage gemäß § 3 Abs. 2 BauGB beschlossen. 

Im Rahmen der Öffentlichkeitsbeteiligung gemäß § 3 Abs. 2 BauGB lag der Entwurf des 
Bebauungsplanes Nr. 240-6a „Viernheim Ost“ Änderung in der Zeit von 25.10.2016 bis 
25.11.2016 bei der Stadtverwaltung Viernheim zur Einsichtnahme aus. Die Bürger hatten 
in dieser Zeit die Möglichkeit, zu der vorgelegten Planung eine Stellungnahme abzugeben.  

Die Stadtverwaltung hat mit Schreiben vom 20.10.2016 die Behörden und sonstigen Trä-
ger öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 2 BauGB um Stellungnahme zum Bebauungs-
planentwurf Bebauungsplan Nr. 240-6a „Viernheim Ost“ Änderung bis zum 25.11.2016 
gebeten. 

Abwägungsvorschläge 

In der Beteiligung der Öffentlichkeit wurden keine Anregungen eingebracht.  

Im Rahmen der Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange wur-
den ebenfalls keine Anregungen eingebracht. Das Bebauungsplanverfahren kann somit 
abgeschlossen werden. 



Vereinfachte Änderung des Bebauungsplanes Nr. 240-6a „Viernheim-Ost“ 

Begründung 

Bestandssituation: 

Der ursprüngliche Bebauungsplan „Viernheim-Ost“ 6. Änderung hat am 12.12.1986 Rechtskraft erlangt. Die 
Flächen des Plangebietes sind inzwischen entsprechend den Festsetzungen des Bebauungsplanes nahe-
zu vollständig bebaut. Der Bereich ist durch eine ausgedehnte Bebauung mit überwiegend Hausgruppen, 
die einen Anteil von fast 80 % ausmachen, gekennzeichnet. Lediglich in Teilbereichen sind Einzelhausbe-
bauung oder Doppelhäuser vorhanden.  

Entsprechend der baulichen Nutzung sind die Gartenbereiche der einzelnen Parzellen durch intensiv ge-
nutzte Ziergärten gekennzeichnet, die zum Teil auch mit Gartenhäusern bebaut sind.  

Planungsanlass & Ziele: 

Zur Sicherung einer ansprechenden und geordneten Siedlungsraumentwicklung und zur Beschränkung 
des Versiegelungsgrades durch Nebenanlagen sowie durch die nachzuweisenden privaten Stellplätze und 
Garagen auf einen unbedingt erforderlichen Grundstücksanteil wurden in den Baugebieten Stellplätze, Ga-
ragen und Nebenanlagen ausschließlich auf die überbaubaren Grundstücksflächen bzw. die nach § 9 Abs. 
1 Nr. 4 BauGB festgesetzten Flächen für Nebenanlagen, Stellplätze und Garagen verwiesen.  

Dementsprechend sind in diesen Bereichen auch Gartenhäuser auf den nicht überbaubaren Flächen nicht 
zulässig. Dies betrifft auch die Gartenhäuser bis zu 30 m³ Brutto-Rauminhalt, welche in der Anlage 2 der 
Hessischen Bauordnung von Genehmigungen freigestellt sind. Jedoch wurden in der Vergangenheit auf 
unterschiedlichen Parzellen Gartenhäuser errichtet, um zusätzlichen Stauraum zu erhalten.  

Die Entfernung der Gartenhäuser würde hier jedoch bedeuten, dass dieser erforderliche und bereits ge-
nutzte Stauraum verloren geht. Hier ist es aus städtebaulicher Sicht vielmehr sinnvoll ausreichend Möglich-
keiten zur Unterbringung von Fahrrädern, Gartengeräten und -möbeln etc. zuzulassen und dementspre-
chend Nebenanlagen auch auf den nicht überbaubaren Flächen wie z.B. in den rückwärtigen Gartenberei-
chen zu ermöglichen.  

Mit der Durchführung der vorliegenden vereinfachten Änderung des Bebauungsplanes werden die pla-
nungsrechtlichen Voraussetzungen für die Errichtung von Nebenanlagen wie z.B. Gartenhäusern auch auf 
den nicht überbaubaren Flächen in den Wohngebieten geschaffen. Vergleichbar mit den Vorgaben in ande-
ren Viernheimer Baugebiete z.B. im „Schmittsberg II“ sollen Nebenanlagen im Sinne des § 14 (1) BauNVO 
auf den Grundstücksfreiflächen bis zu einer Grundfläche von max. 10 m² zugelassen werden. 

Anwendung des Vereinfachten Verfahrens gemäß § 13 BauGB: 

Durch die geringfügige Änderung der für die allgemeinen Wohngebiete geltenden Festsetzung Nr. 2.4 und 
der daraus resultierenden Zulässigkeit von Nebenanlagen auch auf den nicht überbaubaren Flächen wer-
den die Grundzüge der Planung gemäß § 13 Abs. 1 BauGB nicht berührt.  

Zudem werden gemäß § 13 Abs. 1 Nr. 1 BauGB durch die Änderung des Bebauungsplanes die Zulässig-
keit von Vorhaben, die einer Pflicht zur Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung nach Anlage 1 
zum Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung oder nach Landesrecht unterliegen, nicht vorbereitet 
oder begründet.  

Außerdem bestehen gemäß § 13 Abs. 1 Nr. 2 BauGB durch die Änderung keine Anhaltspunkte für eine 
Beeinträchtigung der in § 1 Abs. 6 Nr. 7 Buchstabe b genannten Schutzgüter (Belange des Umweltschut-
zes einschließlich des Naturschutzes und der Landschaftspflege). 

Textliche Festsetzungen 

Der Bebauungsplan Nr. 240-6a Änderung „Viernheim-Ost“, ersetzt innerhalb des Änderungsbereiches des 
rechtswirksamen Bebauungsplanes Nr. 240-6 „Viernheim-Ost“. Die textlichen Festsetzungen des Bebau-
ungsplanes NR. 240-6 „Viernheim-Ost“ bleiben bestehen, soweit sie nicht der vereinfachten Änderung un-
terliegen. Die Änderung ist kursiv dargestellt. 

Anlage 1



Anlage 2



TOP:        Viernheim, den 07.02.2017 

Federführendes Amt 

61 Amt für Stadtentwicklung und Umweltplanung 

Aktenzeichen: 61.34 

Diktatzeichen: Ew/Bz 

Drucksache: IV-6-2017/XVIII 1. Ergänzung 

Anlagen: 1. Abrechnungsformular zur städtebaulichen Sanierungs-
maßnahme "Innenstadt Viernheim"  

2. Abschlussbericht zur städtebaulichen Sanierungsmaß-
nahme "Innenstadt Viernheim" 

Produkt/Kostenstelle:  

Stand der Haushaltsmittel:  

Benötigte Mittel:  

Protokollauszüge an: ASU, Kämmereiamt, BVLA 

 
 Beratungsfolge Termin Bemerkungen 

Magistrat 20.02.2017  

Ausschuss Umwelt, Energie, 
Bauen (Stadtentwicklung, 
Agenda 21) 

14.03.2017  

Haupt- und Finanzausschuss 16.03.2017  

Stadtverordnetenversammlung 17.03.2017  

 

I n f o r m a t i o n s v o r l a g e  

Städtebauliche Sanierungsmaßnahme „Innenstadt Viernheim“ ab 1963/1972; 
Abschluss der Maßnahme, Abrechnung gegenüber dem Land. 
Vorlage der Abrechnung bei der WiBank und dem Land Hessen 

 

Mitteilung/Information 

Im Januar diesen Jahres wurde die mit Unterstützung der Stadtentwicklungsgesellschaft 
NH-Projektstadt GmbH in Frankfurt erstellte Schlussabrechnung der Sanierungsmaßnah-
me „Innenstadt Viernheim“ fristgerecht bei der WiBank zur abschließenden Prüfung vorge-
legt.  
Nach dem derzeitigen Stand der Abrechnung ist - vorbehaltlich des Ergebnisses der Prü-
fung - ein Ausgabenüberschuss zugunsten der Stadt Viernheim belegt, so dass keine 
Rückzahlungsverpflichtung gegenüber dem Land als Fördermittelgeber besteht. 
Das Abrechnungsformular liegt zusammen mit dem Schlussbericht der Stadt Viernheim 
zur Maßnahme dieser Vorlage bei. 
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Rückblick: 
 
1. Die Sanierungsmaßnahme 
 
Die jetzt abgerechnete Maßnahme begann mit der Beschlussfassung zur Durchführung 
einer umfassenden Stadtsanierung im Jahr 1963. In den Folgejahren waren die Maßnah-
men auf Grunderwerb, Bodenordnung und die Erarbeitung von Planungsgrundlagen be-
schränkt. 1967 erfolgte die Aufnahme in die Bundes-/Landesförderung. Nach Inkrafttreten 
des Städtebauförderungsgesetzes 1971 wurde Viernheim als sogenannte Überleitungs-
maßnahme in das Städtebauförderungsprogramm des Bundes und des Landes Hessen 
aufgenommen.  
Am 31.7.1972  wurde mit Beschluss der Stadtverordnetenversammlung das Sanierungs-
gebiet „Innenstadt Viernheim“ als Satzung förmlich festgelegt. 
Schwerpunkte der investiven Sanierungsmaßnahmen waren Erschließungsanlagen (Stra-
ßen, Wege, Plätze, Schaffung einer verkehrsverdünnten Zone, oberirdische Parkplätze 
und die Tiefgaragen Spitalplatz und Hallenbad sowie die Erweiterung der Tiefgarage Hal-
lenbad), Gemeinbedarfseinrichtungen wie Scheunenensemble und Hallenbad und private 
Modernisierungsmaßnahmen mit und ohne Städtebauförderungsmitteln.  
Die Erschließungsmaßnahmen waren 2000 mit der Umgestaltung der Hügelstraße abge-
schlossen, Investitionen in Gemeinbedarfseinrichtungen ebenfalls. Private Neubaumaß-
nahmen sowie Modernisierungs- und Instandsetzungsmaßnahmen haben bis in das Jahr 
2015 ohne Inanspruchnahme von Städtebaufördermitteln stattgefunden. 

 
Die Abrechnung weist über den Förderzeitraum von 1967 bis 1992 förderfähige Gesamt-
ausgaben von rd. 17,8 Millionen € aus. Zu diesen geförderten Aufwendungen sind im Zu-
ge der Innenstadtsanierung weitere städtische und private Investitionen sowohl vor der 
erstmaligen Aufnahme in die Städtebauförderung als auch während des Förderzeitraumes 
in Grunderwerb, Straßenbau, Gemeinbedarfseinrichtungen (Rathaus, Seniorenbegeg-
nungsstätte), geförderten Mietwohnungsbau und in private Modernisierungs- und Neu-
baumaßnahmen geflossen. Die Summe aller durch die Sanierung bedingten öffentlichen 
und privaten Investitionen kann nur geschätzt werden, dürfte sich aber auf mehr als 35 
Mio. € belaufen. 
 
Den Ausgaben stehen anrechenbare Einnahmen von rd. 17,6 Millionen € gegenüber, die 
sich im wesentlichen aus rd. 8,1 Millionen Fördermitteln, 2,2 Millionen Erlösen aus Grund-
stücksverkäufen, 1 Million € Ausgleichsbeträgen und städtischen Eigenmitteln in Höhe von 
6,6 Millionen € abzüglich eines Wertausgleiches von 0,58 Millionen € für eingebrachte 
städtische Grundstücke zusammensetzen.  
Die tatsächlichen Aufwendungen der Stadt Viernheim liegen deutlich über dem vorge-
nannten Betrag, fließen aber nicht in die Abrechnung ein, da sie sich aus den nicht förder-
fähigen bzw. nicht in voller Höhe förderfähigen Ausgaben ergeben. 
Zu den vorgenannten Ausgaben kommen weitere förderfähige Ausgaben für die Errich-
tung des Hallenbades in Höhe von rd. 3,7 Millionen €, wobei auch hier die tatsächlichen 
Kosten mit rund 5,6 Millionen € deutlich höher waren. Die tatsächlichen Investitionen der 
Stadt Viernheim belaufen sich auf mehr als 23 Millionen €. 

 
Die Stadt Viernheim war gem. Schreiben des Landes vom 19.5.2010 aufgefordert, die 
Städtebauliche Sanierungsmassnahme „Innenstadt Viernheim“ endgültig mit Frist bis 
31.12.2014 abzurechnen. Diese Frist wurde aufgrund der erforderlichen umfangreichen 
Ermittlung der Abrechnungsunterlagen mehrmals bis zuletzt 16.1.2016 verlängert. 
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Mit der Erstellung der Abrechnung wurde die Stadtentwicklungsgesellschaft NH-
Projektstadt GmbH betraut. Die zur Erhebung der Ausgleichsbeträge erforderliche Ermitt-
lung der sanierungsbedingten Wertsteigerungen hat der Gutachterausschuss des Amtes 
für Bodenmanagement Heppenheim in Form eines Rahmengutachtens über die zonalen 
Anfangs- und Endwerte durchgeführt.  
Das Büro GSW mbH in Worms wurde mit der Durchführung der Verhandlungen zur vorzei-
tigen Ablöse der Ausgleichsbeträge nach entsprechender Beschlussfassung durch die 
Stadtverordnetenversammlung, diese zuzulassen, beauftragt.  
 
2. Ausgleichsbeträge 
 

Im Zuge des Antrags der WGV-Faktion „Verzicht auf die Erhebung der Ausgleichsbe-
träge“ wurde Ende 2016 bereits umfangreiches Informationsmaterial zum Thema Aus-
gleichsbeträge verschickt! 
 

Die nach dem Wortlaut des BauGB von den Grundstückeigentümern im Sanierungsgebiet 
zum Zeitpunkt des Abschlusses der Sanierung (= 31.12.2015 - Rechtskraft der Aufhe-
bungsatzung -) zu zahlenden Ausgleichsbeträge in Höhe der sanierungsbedingten Wert-
steigerungen fließen mit rd. 1,0 Millionen in die Gesamtfinanzierung der Maßnahme ein. In 
ihrer Sitzung am 10.10.2013 beschloss die Stadtverordnetenversammlung die Erhebung 
der Ausgleichsbeträge auf Grundlage des Rahmengutachtens über die zonalen Anfangs- 
und Endwerte und in gleicher Sitzung die Möglichkeit der vorzeitigen Ablöse der Aus-
gleichsbeträge mit Gewährung eines Verfahrensabschlages von bis zu 6% pro Jahr.  
 
Im Zuge des Bekanntwerdens eines Urteils des OVG Münster zum Thema Ausgleichsbe-
träge unter dem Gesichtspunkt der Festsetzungsverjährung und der damit unter den Aus-
gleichsbetragspflichtigen aufkommenden Verunsicherung hinsichtlich möglicher Auswir-
kungen auf das Viernheimer Ausgleichsbetragsverfahren blieben die Zahl der Ablösewilli-
gen und damit auch die Einnahmen aus den Ablösevereinbarungen mit rd. 270.000,-- € 
deutlich unter der Erwartung zurück. Das ebenfalls angedachte Vorgehen, diese Einnah-
men als förderfähige Ausgaben für weitere öffentliche und private Maßnahmen einzuset-
zen, konnte nicht durchgeführt werden, da die während der laufenden Sanierung einge-
henden Beträge (Voraussetzung für die förderfähige Verwendung in der Sanierungsmaß-
nahme „Innenstadt Viernheim“) nicht wesentlich über den Kosten für die Abrechnung, das 
Gutachten, das Ablöseverfahren und noch erforderliche Einzelgutachten lagen bzw. liegen 
werden. Die Bereitschaft zur vorzeitigen Ablöse wurde auch nach Bekanntgabe des Urteils 
des BVerwG vom 20.3.2014 und der Begründung hierzu zur Frage der Festsetzungsver-
jährung mit anschließender Prüfung der Relevanz für das Viernheimer Verfahren nicht 
größer, obwohl das Ergebnis - weder das Urteil des OVG Münster noch das des BVerwG 
rechtfertigen eine Nichterhebung der Ausgleichsbeträge wg. Festsetzungsverjährung - 
mehrfach in der Tagespresse durch die Stadt bekanntgegeben wurde.  
 
Das Thema Ausgleichsbeträge und die Möglichkeit der vorzeitigen Ablöse mit den ent-
sprechenden Vorteilen - Verfahrensabschläge und vorzeitige Entlassung aus der Sanie-
rung - wurde in einer Informationsveranstaltung am 23.10.2013 im Bürgerhaus den be-
troffenen Grundstückseigentümern vorgestellt.  
 

Nach Abschluss der Sanierung zum 31.12.2015 wurden die betroffenen Grundstücksei-
gentümer im Sommer 2016 im Rahmen des Festsetzungsverfahren im Zuge der Anhörung 
angeschrieben und in den Monaten September und Oktober die Bescheide versandt. Die 
zahlreichen Widersprüche - im Wesentlichen immer noch in der Begründung auf die vorab 
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zitierten Urteile in Bezug auf die Festsetzungsverjährung beruhend - wurden zurückgewie-
sen. Im weiteren Verlauf des Verfahrens wurde bislang in rd. 20 Fällen Klage beim Verwal-
tungsgericht eingereicht.  
 
Über das Ergebnis der Prüfung der Abrechnung der Sanierungsmaßnahme wie auch über 
den Verlauf der Verfahren wird zu gegebenem Zeitpunkt erneut Bericht erstattet. 
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Lage im Stadtgebiet 

 

 

Auf der nachfolgenden Plandarstellung ist die zentrale Lage des Sanierungsgebietes innerhalb der „alten“ 

Wohnbebauung (ohne die Bereiche Nord– und Nordweststadt) abzulesen  
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Gebietseingrenzung  

 

Das Sanierungsgebiet umfasst im Wesentlichen den historischen Stadtkern von Viernheim. Die Größe be-
trägt insgesamt 13,2 ha. Die genaue Abgrenzung ist auf dem unten stehenden Plan zu sehen. Der grün 
umrandete Bereich begrenzt das endgültige Sanierungsgebiet, während die rot umrandeten Bereiche die 
Teile des ursprünglich festgesetzten Sanierungsgebietes darstellen, die mit Satzung vom 8.12.1988 aus 
der Sanierung entlassen wurden. 
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Sanierungssatzung 

Der Beschluss, die Viernheimer Innenstadt zu 
sanieren, wurde im Jahr 1963 gefasst. Die da-
mals eingeleiteten Planungsarbeiten führten 
dann im April 1968 zum rechtskräftigen Bebau-
ungsplan. 

Als 1971 das Städtebauförderungsgesetz in 
Kraft trat, gab es den Städten und Gemeinden, 
die bereits in der Durchführungsphase einer 
Sanierung waren, die Möglichkeit, ihre Sanie-
rung  nach dem neuen Gesetz weiterzuführen. 

Somit wurde das Sanierungsgebiet am 
31.07.1972 förmlich als Satzung nach dem 
Städtebauförderungsgesetz festgelegt und als 
sogenannte Überleitungsmaßnahme in das För-
derprogramm des Bundes und Landes aufge-
nommen. 

Aus der Erkenntnis heraus, dass aus verschie-
denen Gründen nicht alle Sanierungsziele reali-
sierbar bzw. nicht alle geplanten Maßnahmen 
für das Erreichen der Sanierungsziele erforder-
lich sind, wurde das Sanierungsgebiet mit der 
Satzung vom 8.12.1988 verkleinert und Teilbe-
reiche aus der Sanierung entlassen. 

 

 

 
 

 
 

 

1963  Beauftragung eines Sanierungsplanes 

  

1967 Beschluss des Bebauungsplans  

 „Innenstadt“ als Satzung 

1968  Bebauungsplan wird rechtskräftig 

1971  Städtebauförderungsgesetz tritt in Kraft  

 Aufnahme der Sanierung in die Städte- 

1972 bauförderung als sogenannte Über- 

 leitungsmaßnahme und förmliche Fest- 

 

1988 Verkleinerung des Sanierungsgebietes  

 mit der Satzung vom 8.12.1988 
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 Ausgangslage vor Sanierungsbeginn/Missstände  

Ehatt´scher Garten  

heute Schulturnhalle, Wohnhäuser, Postgebäude 

Ehatt´sches Anwesen  - Heute: Rathaus mit Vorplatz/Bistro 

Viernheim vor der Sanierung 

In den zwanziger Jahren war Viernheim noch 
durch eine ländliche Struktur geprägt und galt 
als das größte Dorf Hessens. Nach dem zweiten 
Weltkrieg sorgten die Flüchtlingszuströme für 
einen ersten großen Schub in der Bevölke-
rungsentwicklung Viernheims , der mit einer 
städtebaulichen Erweiterung einherging. 

Die Innenstadt wurde in ihrer historischen Ent-
wicklung bis 1945 schwerpunktmäßig durch 
landwirtschaftliche Nutzung sowie Handwerks-
betriebe geprägt. Nach 1945 setzte im Rahmen 
des Bevölkerungsanstiegs eine vermehrte 
Wohnbautätigkeit ein. An den alten Bebau-
ungsgrenzen endstanden neue Wohngebiete, 
wie z. B. die Weststadt und der Bereich  um die 
Nibelungen-/Wormser  Straße 

Mit den 1960er und 1970er Jahren begann ei-
ne nicht nur für Viernheim typische Entwick-
lung , mehr oder weniger umwälzende Stadt-
umgestaltungen im Zuge einer  Flächensanie-
rung zu planen und umzusetzen. In Viernheim 
ist dies an bestimmten prägnanten Punkten –
Rathausstraße 53, 61, 63-65 usw.– ablesbar. 
Anfang der 70er Jahre entstand am Stadtrand 
ein großes Einkaufszentrum, das Rhein-Neckar-
Zentrum . Diese Konkurrenz spürte die Ge-
schäftswelt der Innenstadt deutlich. Als 
„behutsame Stadterneuerung“ des Viern-
heimer Innenstadtbereiches an Stelle einer 
rigoroses Flächensanierung wurde die begon-
nenen Sanierung neu ausgerichtet. 

 

 

Unter anderem die ehemalige großflächige  
Hof– und Gartenanlage des Ehatt´schen Anwe-
sens (s. Abb. rechts oben und Mitte) 
diente zur Realisierung einiger wichtiger Bau-
werke und Einrichtungen wie der Post, dem 
Bau des Rathauses und einiger Wohnhäuser. 

Baulicher Zustand der Innenstadt Anfang der 60er Jahre 
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Ausgangslage vor Sanierungsbeginn/Missstände  

Viernheim vor der Sanierung  

Im Vordergrund der alte Ratskeller. Links daneben schon 

die neue Vereinsbank, heute Volksbank.  

Am unteren Bildrand erkennbar das Haus „Kupper“ auf dem 

Geländes des alten Rathaus, eine Sanierungsmaßnahme 

 

Altes Rathaus und Kreuzung Rathaus-/Ketteler-/Schulstraße 

mit dem erhöhten Kirchenvorplatz 

Ehemaliges Gasthaus „Rebstock“, heute 

„Auswandererbrunnen“ 

Wasserstraße/Ecke Rathausstraße 

Heutiger Eingang zur Fußgängerzone  

Alten– und Pflegeheim im ursprünglichen Zustand Spitalplatz mit Durchfahrtmöglichkeit zur Seegartenstraße 
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Ausgangslage vor Sanierungsbeginn/Missstände  

Viernheim vor der Sanierung  

Karl-Marx-Straße/Weinheimer-/Mannheimer Straße vor 

dem Umbau der Karl-Marx-Straße und dem Durchstich 

Richtung Berliner Ring Altes Haus in der Hügelstraße. Heute öffentlicher Parkplatz  

Schulstraße in Höhe des heutigen Rovigo-Platzes  

Rathausstraße im Bereich zwischen Kettelerstraße und Lor-

scher Straße 
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Ausgangslage vor Sanierungsbeginn/Missstände  

Eine erste systematische Untersuchung  zu den 
vorherrschenden Missständen im Sanierungsge-
biet erfolgte im Jahr 1974/75. Dabei wurde das 
Gebiet in insgesamt 17 Blöcke unterteilt. (s. Abb. 
unten). Näher untersucht wurden folgende Punk-
te: 

 Grundstücksnutzung 

 Gebäudeerhebung 

 Gebäudebewertung 

 Einwohnerdichte 

 Ausländeranteil 

 Arbeitsstättenerhebung  

 erhaltenswerte Bauten 

Daraus wurde eine Zusammenfassung der städte-
baulichen Missstände erarbeitet, die sich im We-
sentlichen auf die Wohn– und Arbeitsverhältnisse, 
die Funktionsfähigkeit des Gebietes in Bezug auf 
den fließenden und ruhenden Verkehr sowie die 
vorhandene bzw. fehlende infrastrukturelle Aus-
stattung des Gebietes mit Spiel–, Frei– und 
Sportflächen,  sowie Gemeinbedarfseinrichtungen 
sozialer und kultureller Art bezogen. Die Gebäu-
destruktur war stark geprägt durch dörfliche Hof-
reiten und kleine Ein– und Zweifamilienhäuser mit 
einer den damaligen Verhältnissen entsprechen-
den Ausstattung und Bausubstanz.  

Die historisch gewachsenen räumlichen Ver-
hältnisse waren dem künftigen Verkehrs-
aufkommen anzupassen und in bestimmten 
Bereichen durch Umwandlung in verkehrsberu-
higte Bereiche bzw. eine Fußgängerzone zur 
Schaffung einer für Fußgänger attraktiven zent-
ralen Einkaufszone zu verändern. Ein wesentli-
cher Handlungsbedarf bestand bei der  
Schaffung fehlender Parkräume zur Deckung 
des steigenden Bedarfs an Anwohner– und Be-
sucherstellplätzen. 
Bei der infrastrukturellen Ausstattung war in 
allen Bereichen Handlungsbedarf festzustellen, 
bei Gemeinbedarfseinrichtungen ebenso wie 
im Angebot an Spiel- , Frei– und Sportflächen. 

Die Bewohnerdichte war bedingt durch die vor-
handene Struktur deutlich zu gering, um den 
Anforderungen einer zukünftigen Stadtmitte 
gerecht zu werden. Hier war Handlungsbedarf 
in der Schaffung von baurechtlichen Vorausset-
zungen und bodenordnungsrechtlichen Maß-
nahmen  vorhanden. 
Die beschriebenen Missstände waren in den 
verschiedenen Bereichen des Sanierungsgebie-
tes unterschiedlich bzw. in einzelnen Hand-
lungsfeldern gar nicht vorhanden, was sich 
auch in den in der Folgezeit durchgeführten 
Maßnahmen niedergeschlagen hat. 
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Ziele  

 
Infrastruktur 
Der alte Ortskern sollte in seiner Funktion als 
Zentrum der Gesamtstadt wieder gestärkt wer-
den. Er sollte eine besondere Charakteristik 
erhalten. Die Haupteinkaufszone im Bereich 
der Rathausstraße zwischen Spitalplatz und 
Lorscher Straße, ein Teil der Kettelerstraße und 
ein Abschnitt der Schulstraße sollten zu einer 
verkehrsberuhigten Zone entwickelt werden. 
Durch Verbesserung der öffentlichen Freifläche 
und durch Ergänzung der kommerziellen Ein-
richtungen wie Läden und Dienstleistungen 
durch nicht kommerzielle Einrichtungen sollte 
dieser zentrale Bereich der Innenstadt für An-
wohner und Kunden attraktiver gemacht wer-
den. 

Wohnen 
Das Wohnen in der Innenstadt sollte sowohl 
durch Verbesserung der Wohnverhältnisse als 
auch des Wohnumfeldes gefördert werden. 
Wohnungsnahe Spielplätze und Treffpunkte für 
Kinder und Jugendliche sollten das Sanierungs-
gebiet auch als Wohnstandort für junge Fami-
lien anziehender machen. 

Gewerbe 
Gewerbebetrieben sollte das Weiterbestehen 
gesichert bzw. die Neuansiedlung  ermöglicht 
werden, sofern sie die Wohnmöglichkeiten 
nicht stören und keine großen Flächen in An-
spruch nehmen.  

 

 

Abb. rechts  
zeigt ein Modell vor dem Beginn der Sanierung mit teils 
gravierenden Veränderungen der Baustruktur. Dieser 
Ansatz wurde deutlich abgemildert. 

 

 

 
Die noch vorhandenen landwirtschaftlichen Be-
triebe im Sanierungsgebiet mussten langfristig, 
entsprechend den finanziellen Möglichkeiten, 
ganz oder teilweise ausgesiedelt werden. 

Grün 
Die vorhandenen privaten Grünflächen und 
Pflanzgärten in den Blockinnenbereichen sollten 
erhalten und aufgewertet werden. Diese priva-
ten Grünflächen sollten mit der Wohnbebauung 
verzahnt und in den öffentlichen Raum durch 
öffentliche Fußwegeerschließung eingezogen 
werden. Der Anteil an öffentlichen Grünfläche 
sollte vergrößert werden. 

Baustruktur 
Die Neuordnung des Sanierungsgebietes sollte 
unter dem Oberbegriff der erhaltenden Erneue-
rung durchgeführt werden. Den ohne Zweifel 
gestiegenen Anforderungen an den Stadtkern 
durch die Ausweitung des Einzelhandels, den 
Zuwachs an gewerblichen und öffentlichen 
Dienstleistungseinrichtungen stand bei der Be-
achtung dieses Oberziels die Realität einer histo-
risch gewachsenen Baustruktur gegenüber. Diese 
Baustruktur als ganzes sowie ortstypische Ele-
mente dieser Baustruktur, z.B. die fränkischen 
Hofreiten oder die Tabakscheunen, sind immer 
noch Merkmale im heutigen Stadtbild Viern-
heims. 
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Maßnahmen -Vorbereitung und Grunderwerb- 

Grunderwerb 
Zur Sicherung und Durchführung war vor Beginn 
der  geplanten Sanierungsmaßnahmen Grunder-
werb (ggf. mit  durchzuführenden Abriss– und 
Bodenordnungsmaßnahmen) erforderlich. Dies 
schlägt sich auch summarisch in der Abrechnung 
der Gesamtmaßnahme mit einem finanziellen 
Aufwand von rund 4.3 Millionen € nieder, neben 
dem Erschließungsaufwand von über 7 Millionen 
€ der zweitgrößte Einzelposten in der Abschlussbi-
lanz. 

Die erworbenen Flächen wurden sowohl –
teilweise nach Abriss der Bausubstanz und Neu-
ordnung– weiterveräußert als auch für öffentli-
chen Erschließungsmaßnahmen und Gemeinbe-
darfseinrichtungen in das Sanierungsvermögen 
übernommen. 

Beispielhaft genannt sind hier die Flächen für Par-
keinrichtungen hinter dem Rathaus, im Bereich 
Spitalplatz, für den Bau des Hallenbades mit Tief-
garage und Tiefgaragenerweiterung einschließlich 
der dazugehörenden Freiflächengestaltung und 
nicht zuletzt der Ankauf der Tabakscheunen in der 
Wasserstraße zur Schaffung  der Stadtbücherei 
und der Kulturscheune. 

Als Beispiele für den Ankauf mit anschließender 
Freimachung und Weiterverkauf an private Inves-
toren sind die Wohn– und Geschäftshäuser in der 
Rathausstr. 45 und 47 zu nennen. 

Zu erwähnen ist in diesem Zusammenhang, dass 
seitens der Stadt auch eigener Grundbesitz veräu-
ßert wurde. Exemplarisch hierfür sind das alte 
Rathaus sowie der ehemalige Ratskeller, beides 
im Zuge der Sanierung entstandene Wohn- und 
Geschäftshäuser . 

 

Umzug von Bewohnern und Verlagerung von 
Betrieben 
Der Aufwand hierfür war mit rund 136.000 € ge-
ring und betraf lediglich wenige Fälle. 

Vorbereitung 
Die vorbereitenden Maßnahmen zur Umsetzung 
der Sanierung bestanden im Wesentlichen aus  
den erforderlichen vorbereitenden und weiter-
führenden Untersuchung mit Bestandserhebun-
gen, Befragungen der betroffenen Anwohner und 
Geschäftsinhaber, der Betrachtung der Verkehrs-
verhältnisse , der Erstellung eines Sozialplans und 
eines städtebaulichen Rahmenplans. Weitere Vor-
bereitung war ein umfangreicher Bodenerwerb  
 sowie die frühzeitige und begleitende Beteiligung 
der Öffentlichkeit und betroffenen Grundstücksei-
gentümer und Bewohner. Zu Beginn der Sanie-
rung gab es für einige Jahre einen Sanierungsbei-
rat aus Politikern und betroffenen sowie sachkun-
digen Bürgern, vergleichbar mit der heutigen Lo-
kalen Partnerschaft im Rahmen der „Aktiven 
Kernbereiche“ 

 

Informationsausstellung vor Beginn der Baumaßnahmen 

(oberes Bild) und „Bauschild“ während des Baus der Fußgän-

gerzone (Bild unten) 
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Maßnahmen –Freilegung von Grundstücken- 

Freilegung von Grundstücken 

 

Kettelerstraße 3  
Die erworbenen Gebäude auf der Fläche des 
ehemaligen Ehatt´schen Geländes wurden ab-
gerissen und das neue Rathaus errichtet. 

Kettelerstraße 13 
Nach Abbruch des dort befindlichen Gebäudes
(ehem. Gaststätte „Rebstock“) entstand ein 
öffentlicher Platz, eine Teilfläche wurde zur 
Arrondierung des Nachbargrundstücks 
Kettelerstr. 11 genutzt, auf dem ein mehrge-
schossiges Wohn– und Geschäftshaus errichtet 
wurde. 

Abbruch des Alten Ratskellers 
Im Bereich der heutigen Rathausstr. 26 befand 
sich der Alte Ratskeller, der zugunsten einer 
Neubebauung im Eckbereich Rathaus-/
Schulstraße abgebrochen wurde. Ein Neubau-
komplex mit Wohn– und Geschäftsflächen ent-
stand. 

Hügelstraße 28 
Abbruch der Gebäude zur Schaffung einer 
öffentlichen Fläche mit Spielplatz. 

Weinheimer Straße 2 und 4 
Abbruch der alten Gebäude und nach Weiter-
veräußerung Errichtung eines mehrgeschossi-
gen Wohnhauses durch die Baugenossenschaft 
Viernheim mit öfftl. geförderten Wohnungen 
u.a. zur Unterbringung von Sanierungsver-
drängten. 

Mannheimer Str. 28 
Das Grundstück wurde im Rahmen der Sanie-
rung angekauft und die Gebäude abgebrochen. 
Es entstanden zwei mehrgeschossige Gebäude 
im Rahmen des sozialen Wohnungsbaus. 

Rathausstraße 25 
Nach Abbruch der Bauten durch die Stadt wur-
de das Grundstück nach Rückerwerb vom Ei-
gentümer mit einem Wohn– und Geschäfts-
haus mit öffentlicher Passage von der Rathaus-
straße zum Rathausparkplatz neu bebaut. 

 

 

 

 

 

 

Rathausstraße 45 und 47 
Abbruch der Gebäude und Errichtung zweier 
privater Wohn– und Geschäftshäuser. 

Rathausstraße 57 & 59 
Aufgrund des sehr schlechten Bauzustandes 
und Alters wurden die Gebäude abgerissen 
und eine Grünanlage geschaffen und ein grö-
ßere Anzahl an Parkplätzen angelegt. Mit dem 
Bau der Tiefgarage Spitalplatz wurde die Fläche 
1988 erneut umgestaltet, ebenso die Grün-
fläche oberhalb der Tiefgarage . 

Abbruch Feuerwehrhaus Wasserstraße 
Im Zuge der Schaffung des Parkplatzes auf dem 
Freischützgelände wurde das alte Feuerwehr-
gerätehaus abgebrochen. 

Wasserstraße 5-7 
Nach Abbruch der Gebäude Neuerrichtung von 
Alten– und Sozialwohnungen durch die Bauge-
nossenschaft Viernheim. 

Wasserstraße 9 und 42 
Die von der Stadt im Rahmen der Sanierung 
erworbenen Grundstücke wurden nach Ab-
bruch der Gebäude zu Parkplätzen umgenutzt. 

Heddesheimer Straße 1-3 „Areal Anker“ 
Abbruch der Gebäude und Scheune. Später 
wurde ein Gebäudekomplet mit 23 teils behin-
dertengerechten Wohnungen im Rahmen des 
sozialen Wohnungsbaus errichtet. 
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Maßnahmen –Erschließung- 

Erschließung 

Wie allein schon am finanziellen Aufwand von 
über 7,4 Millionen € abzulesen ist, wurden um-
fangreiche Maßnahmen zur Verbesserung des 
ruhenden und fließenden Verkehrs aber auch in 
der Herstellung oder Umgestaltung von Freiflä-
chen durchgeführt. 

Die größten Einzelmaßnahmen sind die Errich-
tung der beiden Tiefgaragen am Spitalplatz und 
am Hallenbad. Im Zuge dieser Maßnahmen 
wurden auch die dazugehörigen Freiflächen 
grundlegend umgestaltet und aufgewertet. 

Im Rahmen des Straßenbaus sind vor allem die 
Herstellung der Fußgängerzone  und die Umge-
staltung der Rathausstraße von der Molitorstra-
ße bis Karl-Marx-Straße von Bedeutung. Nicht 
unerwähnt bleiben dürfen die Umgestaltung 
der Hügelstraße zum verkehrsberuhigten Be-
reich, sowie der Umbau der Karl-Marx-Straße 
von der Rathausstraße bis zum Berliner Ring. 
Mit dieser letzten Maßnahme einher ging der 
Durchstich von der Weinheimer-/Mannheimer 
Straße bis zum neugeschaffenen Bahnübergang 
zum neuen Wohn– und Mischgebiet „Hinter 
den Zäunen“, einer heute nicht mehr wegzu-
denkenden Verkehrsachse mit inner– und 
überörtlicher Bedeutung. 
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Maßnahmen –Erschließung- 

Straßen – und Wegebau 

 

Fußgängerzone 

Rathausstraße ab Wasserstraße bis Robert-Koch
-Straße und Schul-/Kettelerstraße 
Grundhafte Neugestaltung des gesamten bisheri-
gen Straßenraumes unter Einbeziehung des Kir-
chengeländes. 

Rathausstraße 
Molitorstraße bis Karl-Marx-Straße 
Umfangreiche Neugestaltung mit Verbreiterung 
des Querschnitts . Hierbei erfolgte auch der An-
kauf von Grundstücksteilflächen, die zur Verbrei-
terung benötigt wurden. 

Karl-Marx-Straße  
Rathausstraße bis Berliner Ring 
Grundlegende Sanierung mit Neuschaffung 
öffentlicher Parkplätze. 

Molitorstraße  
von Rathausstraße bis „Am Schillerplatz“ 
Grundhafte Sanierung und Umgestaltung. 

Am Schillerplatz 

Schaffung einer Fußwegpassage und einer Spiel-
straße mit öffentlichen Parkplätzen. 

 

Verkehrsberuhigte Bereiche 

- Rathaus-/Robert-Koch-Straße  

- Robert-Koch-Straße von Rathausstraße bis   

  Stichstraße 

- Kettelerstraße ab Ende der Fußgängerzone 

  bis einschl. Kreuzung Ketteler–/Lampertheimer/  

  Luisenstraße 

- Hügelstraße 

- Wasserstraße von Weinheimer Straße bis Hof-

 mannstraße 

 

 

 

Schulstraße während des Umbaus 

Ketteler-/Luisen-/Lampertheimer Straße 

Molitorstraße Höhe Schillerplatz 
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Maßnahmen –Erschließung- 

Plätze und Anlagen 

Apostelplatz 
Anfang der 80er Jahre wurde dieser Platz zwi-
schen Kirche und Rathaus entwickelt. Ein altes 
Mosaik wurde vor dem Eingang der Apostelkir-
che freigelegt. Das Rondell mit Sitzbänken run-
dete den Platz ab. 

Spitalplatz (s. Seite 17 unten) 
Neugestaltung und Erweiterung der bisherigen 
Grün– und Freifläche auf der neuen Tiefgarage.  

Satonevriplatz (o. Abb.) 
Im Nachgang zum Erweiterungsbau der Tiefga-
rage Hallenbad wurden die bisherigen Flächen 
als innenstädtische Grünfläche aufwändig neu-
gestaltet. 

Rathausvorplatz 
Auf der bisherigen Garten– Hof– und Gebäude-
fläche wurde eine großflächige öffentliche Flä-
che mit Brunnenanlage, Grünflächen und Sitz-
gelegenheiten erstellt. 

Kienleplatz (o. Abb.) 
Der vor dem historischen „Kienlehaus“ liegen-
de, bisher als öffentlicher Parkplatz genutzte 
Bereich, wurde zu einem kleinen Quartiersplatz 
umgestaltet. 

Rovigoplatz  
Im Zuge der Umbauarbeiten in der Fußgänger-
zone wurde auf dem Vorplatz der Goetheschu-
le eine öffentliche Spiel– und Aufenthaltsfläche 
geschaffen. 

Auswandererbrunnen 
Im Zuge des Abrisses und Neubaus eines Mehr-
familienhauses wurde eine kleine Platzsituation 
mit Brunnenanlage angelegt. 
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Maßnahmen –Erschließung- 

 Plätze und Anlagen 

Spitalplatz 
Hauptziel des Umbaus war der Bau einer Tief-
garage unter dem Platz. 1986 entstanden 177 
Tiefgaragenstellplätze. 

Auch die Freifläche wurde neu gestaltet und im 
Juli 1988 an die Bevölkerung übergeben. 

Mit der Neugestaltung der Grünanlage ist ein 
kleines Refugium in der Innenstadt entstanden. 
Der Rondell als Zentrum der Anlage eignet sich 
hervorragend für den Ausbau zur Aufenthalts– 
und Spielfläche. 

Zudem sind Fußgängerverbindungen aus ver-
schiedenen Richtungen durch das Grün ge-
schaffen worden.  

Man wollte den besonderen Charakter  des 
Spitalplatzes sichern, der sich aus dem vorhan-
denen Zusammenspiel von Wohnen und Ge-
werbe ergab. Die vorhandene öffentliche Grün-
fläche sollte durch eine gestalterische Aufwer-
tung hervorgehoben werden.  

 

 

Spitalplatz vor Umbau 

Während der Umbauarbeiten 

Spitalplatzrondell 
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Rathausstraße 41 „Alte Apotheke“ 

Die ehemalige Weitzel-Apotheke wurde umfas-
send saniert und umgebaut und anschließend 
jahrelang für kulturelle Veranstaltungen genutzt. 
Auf dem heute wieder rein privat genutzten An-
wesen wurde zwischenzeitlich im ehemaligen 
Apothekengarten eine Ladenzeile errichtet. 

 

Wasserstraße 16, 18 & 20 
In den neu errichteten Gebäuden wurden teilwei-
se öffentliche Nutzungen (sowohl unter städti-
scher Trägerschaft als auch von Vereinen getra-
gen), teils private Wohneinheiten untergebracht. 

 

Seniorenbegegnungsstätte am Schillerplatz 
Am Rande des Sanierungsgebietes, aber dennoch 
in zentraler Innenstadtlage, wurde am 6.12.1983 
eine Institution für ältere Mitmenschen ge-
schaffen, in der diesen die Möglichkeit eines 
selbstverwalteten Treffpunktes außerhalb kom-
merzieller Einrichtungen geboten wird. Es gibt 
keinen „Chef“, aber Unterstützung durch die 
Stadt als Träger der Einrichtung und durch die  
enge Zusammenarbeit mit den Mitarbeitern der 
städtischen Seniorenberatung. Dieses Projekt war 
zur damaligen Zeit hessenweit eines der ersten 
mit dieser konzeptionellen Ausrichtung. 

 

Familienbildungswerk Weinheimer Str. 44 
Durch Bodenordnungsmaßnahmen ermöglicht 
und unterstützt mit städtischen Modernisierungs-
zuschüssen hat das Bischöfliche Ordinariat im 
ehemaligen Privatanwesen Weinheimer Str. 44 
eine öffentliche Gemeinbedarfseinrichtung mit 
umfangreichen Kursangeboten und Veranstal-
tungsmöglichkeiten geschaffen. 

 

  

Maßnahmen –Baumaßnahmen- 

Hallenbad 
Bereits seit 1968 bestand die Absicht, ein 
Hallenbad in der Innenstadt zu errichten. 
Zudem kam der Bauwunsch der Vereins-
bank nach Abriss des vorhandenen Hau-
ses auf, was die Ausschreibung eines Bau-
wettbewerbs für die Grundstücke Hallen-
bad, Ratskeller und Vereinsbank zur Folge 
hatte. 
Der Bau des Hallenbades wurde dann im 
Juni 1978 begonnen und im November 
1980 abgeschlossen. Im Zuge des Neu-
baus entstanden 70 Tiefgaragenstellplät-
ze. 
Ein weiterer wesentlicher Baustein der 
Entwicklung des Hallenbadblocks war die 
Erweiterung der Tiefgarage ab 1987 um 
70 auf 140 Stellplätze. Im Bereich der 
Oberflächengestaltung wurden Verweil-
zonen geschaffen. Außer einer kleinen 
Spielzone in der Nähe des Hallenbades 
sollten damals ganz bewusst keine großen 
Aktivitätsbereiche in diesem Blockinneren 
entstehen. 

 

 

Hallenbad kurz nach Fertigstellung der Schulstraße 
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Maßnahmen –Baumaßnahmen- 

Gemeinbedarfseinrichtungen 

 

Tabakscheunen/Stadtbücherei 

Im Bereich des Hallenbadblocks ging Viernheim 
neue Wege, sicherte nicht nur erhaltenswerte 
Bausubstanz, sondern brachte „neues Leben in 
alte Scheunen“. Der Grunderwerb erfolgte über 
das Sanierungsprogramm. 

Typisch für den Hallenbadblock war ein Kranz 
aus zehn Scheunen, die im letzten Jahrhundert 
zur Trocknung von Tabak dienten. Diese Tabak-
scheunen standen in unmittelbarer Nähe zur 
Zigarrenfabrik „Schöning“, die 1976 abgerissen 
wurde und dem Bau des Hallenbades 1978-
1980 wich. Die noch vorhandenen Scheunen 
wurden als erhaltenswert angesehen.  

Ziel war allerdings nicht nur, die Scheunen zu 
erhalten, sondern sie mit neuem Leben zu fül-
len. Auch der Außenbereich im Innenhof zu den 
Vorderhäusern und der öffentliche Platz vor der 
Bibliothek sollte zu kleinen Oasen gestaltet 
werden. 

Zwei Scheunen in der Wasserstraße 14 und 16 
erwarb die Stadt und lies sie zur städtischen 
Bibliothek ausbauen, die vorher außerhalb der 
Innenstadt im Bürgerhaus untergebracht war. 
Eine dritte Scheune in der Wasserstr. 12  war 
für die Verwaltung der Volkshoch– und Musik-
schule als neues Domizil vorgesehen, wurde 
dann aber von Vereinen und anderen städti-
schen Einrichtungen genutzt, z.B. durch das 
Kompass-/Umweltbüro und das Brundtland-
büro. 

Zustand vor Modernisierung und Umbau 

Scheunenensemble 2015 

Blick über den Satonévri-Platz 
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Maßnahmen –Baumaßnahmen- 

 

Haus Kienle  Rathausstr. 42  

Erhaltung eines denkmalgeschützten Anwesens 

Rathausstr. 2, 2a und 2b Abriss  des alten Ensembles 

und Errichtung zweier Wohn– und Geschäftshäuser 

Kettelerstr. 11, Abriss zweier Anwesen, Neuordnung 

der Grundstücksverhältnisse und Errichtung eines 

mehrgeschossigen Wohn– und Geschäftshauses mit 

Schaffung eines öffentlichen Platzes 

Karl-Marx-Str. 7, Kauf und Abriss und Weiterverkauf 

einer alten Hofreite mit anschließender Errichtung 

eines mehrgeschossigen Wohnhauses 

Private Maßnahmen –einige Beispiele- 

Schulstraße 14, modernisiertes Bestandsgebäude mit 

integriertem Neubau nach Abriss eines Leerstandes 

Rathausstr. 53, Abriss einer großen Hofreite mit Gast-

stätte und Errichtung eines Hochhauses  
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Maßnahmen –Baumaßnahmen- 

 

Rathausstr. 22-24 Neubau eines Wohn– und Geschäftshau-

ses  auf dem Gelände zweier alter Bestandsgebäude 
Ehemals Rathausstr. 37 –Altes Rathaus-. Heute Kettelerstr. 

1a und 1b, Wohn– und Geschäftshaus 

Rathausstr. 26 –ehemaliger Ratskeller—, heute Wohn– und 

Geschäftshaus 

Schulstr. 1 und 1a. Abriss und Neubau eines Wohnhauses 

und Umbau einer alten Scheune zum Wohnhaus 

Private Maßnahmen –einige Beispiele- 

Rathausstr. 8, nach Abriss eines alten Bestandsgebäudes 

und Grundstücksneuordnung Bau eines Wohn– und Ge-

schäftshauses mit öffentlich geförderten Wohnungen 

Rathausstr. 10, Errichtung eines mehrgeschossigen Wohn– 

und Geschäftshauses nach Abriss der Bestandgebäude  
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Maßnahmen –Baumaßnahmen- 

 Private Maßnahme 

Umbau der Tabakscheune Wasserstr. 24 a 
zum Wohnhaus 
Nach einem positiven Gutachten für die Nut-
zung der ehemaligen Tabakscheune in der 
Wasserstr. 24a für privates Wohnen, wurde 
der Umbau als eine Art Pilotprojekt von der 
Stadt Viernheim gefördert. 

Ein wichtiges Anliegen war dabei, die wesentli-
chen Elemente des äußeren Erscheinungsbil-
des des Gebäudes zu erhalten und nur einen 
geringen Eingriff vorzunehmen. Die Scheune 
wurde zum Wohnhaus mit drei Etagen ausge-
baut. Das vorhandene Ständerwerk konnte 
nicht erhalten werden, wurde jedoch weitge-
hend in der vorhandenen Form wieder aufge-
baut. 
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Finanzierung — Mittelverwendung  

Finanzierung 

Im Zuge der städtebaulichen Sanierung der  
Innenstadt Viernheim wurden insgesamt ca. 
23,1 Millionen € aufgewendet. In dieser Sum-
me nicht enthalten sind die Aufwendungen der 
umfangreichen Neu– und Umbaumaßnahmen 
Privater, die im Laufe der Sanierung sicher auch 
einen zweistelligen Millionenbetrag ergeben. 

 

Die Finanzierung der vorgenannten 23,1 Millio-
nen € setzt sich aus rund 10 Millionen €  För-
dermitteln von Bund und Land, städtischen Ei-
genmitteln in Höhe von rund 9,6 Millionen € 
sowie Einnahmen aus dem Verfahren in Höhe 
von rund 3,5 Millionen € zusammen.  

In den Einnahmen des Verfahrens sind vor al-
lem Einnahmen aus dem Grundstücksverkauf 
in Höhe von rd. 2,15 Millionen € und Aus-
gleichsbeträge in Höhe von 1 Million € hervor-
zuheben. 

Der städtische Eigenanteil finanziert sich 
hauptsächlich aus Verkaufserlösen, Haushalts-
mitteln einschließlich Kreditaufnahmen und 
den zu erhebenden Ausgleichsbeträgen.  

 

Von der Ausgabesumme entfallen auf die ei-
gentliche Innenstadtsanierung 17,5 Millionen € 
und rund 5,6 Millionen € auf das Zukunfts-
Investitions-Programm zur Finanzierung des 
Hallenbades.  

 

 

 

 

 

Mittelverwendung 

Vorbereitung und weitere  

vorbereitende Untersuchung     710.000 € 

Grunderwerb           4.300.000 € 

Bodenordnung, Freilegung und 

Umzug von Bewohnern und  

Betrieben , sonstige Ordnungs- 

maßnahmen    940.000 € 

Erschließungsanlagen          7.425.000 € 

Modernisierungen v. Gebäuden           765.000 € 

Gemeinbedarfseinrichtungen         3.035.000 € 

Vergütungen für Beauftragte             300.000 € 

Sonstige Verbindlichkeiten    25.000 € 

Hallenbadneubau           5.600.000 € 
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Resümee 

Bei  der  Beurteilung des Erfolges der Sanierungs-

maßnahme „Innenstadt Viernheim“ durch Ver-

gleich der formulierten Ziele mit der Wirkung der 

umgesetzten Maßnahmen ist ein Blick aus der Zeit 

zu Beginn der Sanierung mit den damals formulier-

ten Sanierungszielen auf die heutigen Gegebenhei-

ten der Innenstadt geboten. Darüber hinaus ist  

eine Visualisierung der Zustände hilfreich, die heu-

te ohne die umfangreichen Maßnahmen in der Er-

schließung –Straßenbau, Platzgestaltungen und 

Parkeinrichtungen-, im Schaffen von Planungsrecht 

und durch öffentliche und private Neubau– und 

Modernisierungsmaßnahmen  im Sanierungsgebiet 

vorherrschen würden. 

Durch die umfangreichen Ordnungsmaßnahmen im 

Bereich der Erschließung wurde es ermöglicht, dass 

der heutige -im Vergleich zum Beginn der Sanie-

rung erheblich angestiegene- ruhende und fließen-

de PKW-Verkehr bewältigt werden kann. 

Dies kommt neben den Anwohnern vor allem den 

Erwerbstätigen und Besuchern der Innenstadt zu-

gute. Hier sind exemplarisch die Tiefgaragen am 

Spitalplatz mit rund 170 Stellplätzen, die Tiefgarage 

Hallenbad mit rund 140 Stellplätzen und natürlich 

der Rathausparkplatz  mit ca. 110 Stellplätzen als 

größte ebenerdige Parkmöglichkeit zu nennen. 

Weitere positive Effekte konnten durch die um-

fangreichen Umgestaltungsmaßnahmen der Innen-

stadtstraßen erzielt werden. Neben der Umgestal-

tung von Straßenquerschnitten mit Schaffung von 

Senkrechtparkplätzen in der Rathausstraße sind 

hier vor allem die Schaffung von verkehrsberuhig-

ten Zonen im Innenstadtbereich und einer Fußgän-

gerzone im Zentrum Viernheims mit der damit ge-

wonnenen Aufenthaltsqualität für Anwohner, Kun-

den und Besucher zu nennen. 

Im Nachgang zu den Umgestaltungsmaßnahme zur 

Fußgängerzone hat sich in der Innenstadt ein Sze-

nario aus Gastronomie aller Art mit Außenbestuh-

lung zu einem Anziehungspunkt für alle Altersgruppen 

entwickelt. Weitere Besuchermagneten sind die vie-

len Veranstaltungen im Kern der Stadt, die erst durch 

die Schaffung der Fußgängerzone überhaupt stattfin-

den konnten. In die Kategorie Publikumsmagneten 

sind unbedingt auch das Ensemble umgebauter ehe-

maliger Tabakscheunen zur öffentlichen Bibliothek 

mit Veranstaltungs- und Ausstellungsraum und Cafe-

teria und das mittlerweile auch durch Besucher aus 

der Region frequentierte Hallenbad einzuordnen, bei-

des formulierte und realisierte Sanierungsmaßnah-

men.  

Durch die Schaffung des entsprechenden Planungs-

rechtes, das wiederum bestimmte Bedingungen an 

die Erschließungssituation in der Innenstadt stellte, 

konnte einem wesentlichen Sanierungsziel, der 

Schaffung von zusätzlichem Wohnraum und der 

Schaffung und Erhaltung von Arbeitsstätten, aus heu-

tiger Sicht weitestgehend Rechnung getragen werden. 

Nicht verschwiegen werden soll, dass es heute in der 

Viernheimer Innenstadt immer wieder zu vorüberge-

henden Leerständen durch Geschäftsaufgaben bei 

Läden und Gastronomie kommt. Dennoch kann die 

Sanierung  Viernheimer Innenstadt mit Blick auf die 

Ausgangsituation und die formulierten (und im Ver-

lauf der Sanierung angepassten) Ziele und die durch-

geführten Maßnahmen als erfolgreich bewertet wer-

den. Leerstände sind sicherlich nicht einer missglück-

ten Sanierung anzulasten, sondern beruhen im We-

sentlichen wohl eher auf die im Laufe der Jahrzehnte 

veränderten Kaufgewohnheiten, der Konkurrenz des 

Onlinehandels (den zu Beginn der Sanierung sicherlich 

niemand vorhergesehen hatte!) und der Kaufkraftver-

lagerung auf die „Grüne Wiese“ und in die Einkaufs-

zentren. 

Vorausschauend kann festgestellt werden, dass die 

durchgeführten Maßnahmen erheblich dazu beigetra-

gen haben, die Viernheimer Mitte in ihrer Bedeutung 

als zentraler Wohn-, Aufenthalts– und Arbeitsstandort 

dauerhaft zu sichern und auszubauen. 
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Blick über die Fußgängerzone auf das Viernheimer Rathaus 

mit  Brunnenanlage und Blumenpavillon (Ende der 1980er)  
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